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Die geplante Umgestaltung der Bahnanlagen in Zürich.
Von R. Petersen, ord. Professor a. d. Technischen Hochschule in Danzig.

Im Jahre 1915 schrieb die Stadt Zürich einen internatio­
nalen .1 d e e n w e 11 b o w e r b z u r E r lang u n g e i n c s 
Bebauungsplanes der Stadt Zürich und ihrer 
Vororte aus. Es handelte sich darum, eine Stadtanlage, die 
von den großen Schäden der unglücklichen Entwicklung 
deutscher Städte so ziemlich frei geblieben ist und in ihrem 
gegenwärtigen Zustand einen sehr erfreulichen Eindruck 
macht, varsorgendOTweise auf den besten Weg künftiger 
Weitorenlw ick hing zu bringen. Wahrlich eine dankbare Auf­
gabe, um so mehr, als die Vorbereitung von Plänen und sla- 
tistischen Unterlagen vorbildlich war.

An die enge und winklige Altstadt, die eine Fülle von 
Scliönlieit, enthält, lehnt sich die moderne und geräumige Ge- 
scliüftsstadt. An diese schließen sich südwestlich des Bahn- 
holes einige Stadtviertel an, in denen das Massenmiethaus 
vorherrscht. Aber rings umher, die Bcrghilnge hinauf und 
die Soeufer entlang, zieht sich in weiträumiger, luftiger Be- 
hauung eine Ansiedlung, die mit Recht den Namen Garten­
stadt verdient. Die ganze Stadtanlage spiegelt die Art der 
Bevölkerung, in der sich tüchtige Arbeit mit. bürgerlichem 
Wohlstand und behaglicher Lebensführung paart, in glück­
licher Weise wider. Ein schroffer Gegensatz zwischen 
roich und arm tritt selten in Erscheinung. Schon seit langem 
ist es das Bestreben der Stadtverwaltung, die Loslösung der 
Einwohner von Grund und Boden zu hemmen, vielmehr nach 
Möglichkeit auch den Arbeiter auf eigenem Grund und Boden 
zu erhalten und den neu hinzuziehendon Arbeiter seßhaft zu 
machen.

Im Frühjahr 1918 trat das Preisgericht zusammen. Das 
.Ergebnis des Wettbewerbs war recht gut und zeigte wieder­
um, wie ersprießlich die Zusammenarbeit von Architekt und 
Ingenieur sein kann. Es ist allerdings sehr zu bedauern, 
daß durch, die Kriegsumstände unsere besten deutschen Ar­
chitekten und Ingenieure an der Teilnahme verhindert waren. 
Aus dem Wettbewerb ergab sich, daß die Aufgabe in Zürich 

wesentlich leichter liegt als in den meisten gleich großen 
deutschen Städten, weil in viel geringerem Maße Fehler der 
Vergangenheit gut zu machen sind. Das ist ein ausgezeicfi- 
netes Zeugnis für den tüchtigen Sinn der Bevölkerung und 
den Weitblick der Stadtverwaltung.

Die Entwürfe brachten eine große Zahl glücklicher Vor­
schläge für die Besiedelung und Straßenführung in dem 
Sinne, in den Wolmquartieren das Einfamilienhaus zu fördern 
und das Massenmiethaus zurückzudrängen. Eine Verdoppe­
lung der Einwohnerzahl wird daher mehr als die doppelte 
Grundfläche der gegenwärtigen Bebauung erfordern. Bei 
den gegebenen örtlichen Verhältnissen bedeutet Verdoppe­
lung der Fläche nach verschiedenen Richtungen Verdoppe­
lung der Längenausdehnung. Heute, erstreckt sich die Be­
bauung an den Seeufern bereits auf eine Länge von etwa 
10 km. Hieraus folgt, daß in absehbarer Zeit die S t r a ß e n - 
bahnen nicht mehr ausreichen werden, weil die Fahrzeit 
nach den Außengebieten zu lang werden würde.

Voraussetzung für die gewünschte weiträumige Besiede­
lung ist die Schaffung von Schnellverkehrsmit­
teln, von Bahnen, die unabhängig von den Straßen geführt 
werden. Die Vorschläge, besondere Hoch- und Untergrund­
bahnen anzulegen, hat das Preisgericht abgelehnt, vielmehr 
dein Vorschlägen zugestimmt, die auf den vorhandenen Eisen­
bahnen besonderen Vorortverkehr einrichten und das 
Bahnnetz der Schweizerischen Bundesbahnen für diesen 
Zweck weiter ausbauen wollen. Die Führung der vorhan­
denen Bahnlinien im .Außengelände ist im allgemeinen gut, 
dagegen ist ihre Zusannnenfiihrung im gegenwärtigen Kopf- 
bahnhofe von den möglichen Formen für den Vorortverkehr 
die schlechteste. Das Preisgericht kam auf Grund dieser 
Erwägungen zu dem Schluß, eine Umgestaltung der Eisen- 
balmanlagen in dem Sinne zu befürworten, daß zum minde­
sten Durchgangslinien für den Vorortverkehr entstehen, wo­
bei nach Möglichkeit der Knotenpunkt des Vorortbahnnetzes
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Abb. 1. — Lage von Zürich mit den Eisenbahnlinien.

mit dem Hauptbahnhof des Fernverkehrs zusammenfallen 
sollte. Bezüglich des Fernverkehrs empfahl das Preisgericht 
weitere Studien über die Umwandlung des bestehenden Bahn­
hofs in einen Durchgangsbahnhof.

Im Wettbewerb waren auch Vorschläge gefordert für 
den Anschluß Zürichs an die R h e i n s c h i f f a h r t. Das 
Ergebnis der Entwürfe war, daß für den Schiffahrtsweg, der 
vom Rhein 'aus durch die Limmat bis dicht an die Stadt 
heran geführt werden kann, eine unmittelbare Durchführung 
aus der Limmat in den See wegen der Höhenlage der kreu­
zenden Straßenbrücken nicht, zweckmäßig ist. Vielmehr 
wurde ein besonderer Schiffahrtskanal, der die Stadt im Süd­
westen umgeht, vorteilhafter befunden. Die Schwierigkeiten 
der Kreuzung dieses Sdüffahrtskanals mit der Sihl führten 
zu dem Ergebnis, daß es sich empfehle, die Sihl entweder 
vorher durch einen Tunnel in den Zürichsee abzuleiten oder 
neben dem neuen Kanal in die Limmat zu führen. Durch 
die Trockenlegung des 
Sihlbettes im Innern 
der Stadt ergibt sich 
sodann ein neuer Weg 
zur Durchführung der 
künftigen Vorortlinien, 
vielleicht aber auch 
der Fernlinien.

An der maßgeben­
den Stelle, bei den 
Schweizerischen Bun-

Abb. 2. — Die wichtigsten Fernbahnen von Zürich.

desbahnen, bestand bis dahin die Auffassung, daß bei 
den künftigen Erweiterungen des Züricher Hauptbahnhofes 
die bisherige Kopfform beizubehalten sei und daß die frühe­
ren Vorschläge eines Durchgangsbahnhofes nicht in Be­
tracht kämen. Demgemäß haben die Schweizerischen 
Bundesbahnen i. J. 1916 der Stadt Zürich einen Entwurf für 
die Erweiterung des Hauptbahnhofes mitgeteilt.1) Die Stadt 
Zürich hat nun zu diesem Entwurf der Bundesbahnen ein 
Gutachten der Herren Geheimer Baurat Professor G a u e r , 
Berlin, Dr.-Ing. Gleim, Hamburg, und Professor Dr. 
Moser, Zürich, eingefordert. Das Gutachten wurde im 
Frühjahr 1918 nahezu gleichzeitig mit dem des Preisgerichtes 
erstattet. Beide Arbeiten liefen unabhängig voneinander; 
weder hatte das Preisgericht Kenntnis von der Arbeit der 
Bahnhofsgutachter, noch hatten diese Kenntnis von den Wett- 
bewerbsentwürfen und den Arbeiten des Preisgerichtes. Die 
Bahnhofsgutachter Cauer, Gleim, Moser kamen, ausgehend 
von eise n b a h n t e c h n i s c h c n Erwägungen, 
Ergebnis, daß die Ausführung des Entwurfs der 
bahnen für die Stadt Zürich nicht empfehlenswert 
sich unter Beibehaltung der Kopfform ein besserer 
aufstellen lasse, daß es aber noch zweckmäßiger 
Kopfform aufzugeben und die

zu dem 
Bundes- 
sei, daß 
Eni wind' 
sei, die

Durchgangsform zu wählen. 
Hierfür stellten sie an der Hand 
eines eingehenden Entwurfes die 
leitenden Gesichtspunkte auf.

Da das Preisgericht des 
Wettbewerbs vom s i ä d l e - 
l.i a u 1 i c b e n Standpunkt aus 
die Frage der Erweiterung des 

, Hauptbahnhofes als Grundlage 
aller künftigen Entschließungen 
hinntellte und da, unabhängig 
davon, die Bahnhofsgutachter

Dcrlikon

AUMeßen

vom eisenbahntechnischen 
Standpunkte aus die Ablehnung 
des Entwurfs der Bundesbahnen Ahl), 3. — Entwurf der Schwei- 
vorschlugen, gewann diese zerisdien Bun<lcHlmlm<m. 
Frage für die Stadtverwaltung'

wesentliche Bedeutung. Von seifen der Stadl und des Kan­
tons Zürich wurde eine besondere Kommission eingesetzt. 
Das städtische Tiefbauamt bearbeitete die einzelnen im 
Wettbewerb gegebenen Anregungen und eigene Entwürfe 
ausführlicher. Von verschiedenen Seiten wurden der Stadt, 
neue Anregungen und Entwürfe gebracht. Die Bundesbahnen 
verhielten sich zunächst abwartend, traten jedenfalls mit 
eigenen Entwürfen nicht an die Oeffentliehkcil. In der Kom­
mission entstanden erhebliche Meinungsverschiedenheiten. 
Sie beschloß daraufhin, die drei Bahnhofsguta.chter Gnner, 
Gleim, Moser und als früheres Mitglied des Preisgerichtes 
den Verfasser dieses Aufsatzes zu einem neuen Gut­
achten über die inzwischen aufgestellton Entwürfe einzu­
laden. Dieses Gutachten wurde im Mai 1919 erstattet und 
führte zu Vorschlägen, die inzwischen die Zustimmung von 
Stadt, und Kanton Zürich gefunden haben. Beschlossen wurde, 

die Bundesbahnen aufzufordern, 
dem zukünftigen Umbau des 
Haup tbahnhofes do n Entw u rf 
der Gutachter vom Mai 1919 zu­
grunde zu legen. Die Stellung-' 
nähme der Bundesbahnen hier­
zu steht zurzeit noch aus.

. Abbildung 1 zeigt die Lage 
der Stadt Zürich am Nordende 
des Zürichsees im Tal der 
Limmat und Sihl. Zürich liegt

') Vgl. „SohweiKcriRehe BiMizlg." 
vom H. Nov. 1916, PO, Nov. 191$ und 
7. Dczbr., 4. Jan, und 22. Fehr, 1919.
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Abb. 4. ■— Erster Entwurf 
Cauer, Gleim, Moser 1918.

reichlich 400 m über dem Meeresspiegel. Im Osten und 
Norden der Stadt erhebt sich ein Bergrücken bis zu etwa 
700 m Höhe, dessen Fuß entlang die Limmat fließt. Die 
Ebene, in der die Stadt Zürich liegt, ist drei bis vier km 
breit; südwestlich von ihr erhebt sieh wieder ein Bergrücken, 
der im Uetliberg mit 860 m seine höchste Erhebung hat. 
Zwischen Sihl und Zürichsee verlähft ein niedrigerer Berg­
rücken, der nach Süden immer weiter ansteigt. Das dichter 
bebaute Stadtgebiet ist in der Abb. 1 durch Schraffur be­
zeichnet. Die Grenze ist nicht so scharf, wie sie in der 
Abbildung erscheint, vielmehr löst sich die Bebauung all­
mählich in immer dünner werdende Siedlungen auf, die sich 
namentlich an den beiden Seeufern hinziehen und sich hier 
und da wieder zu größeren Ansiedlungen verdichten.

Der Hauptbahnhof liegt im Herzen der Stadt. Von 
Nordwesten über Altstetten kommen die Bahnlinien von 
Basel und Bern, von Norden über Oerlikon die Linien von 
Schaffhausen und Winterthur, von Süden die Linien vom 
Gotthard und vom Arlberg (vgl. Abb. 2). Auf dem rechten 
Ufer verläuft eine Bahnlinie über Meilen. Diese dient aber 
nur dem Nahverkehr und kommt für den großen durchgehen­
den Verkehr vorläufig nicht in Betracht. Gegebenenfalls 
kann sie später durch Umbau, des Bahnhofes Rapperswyl für 
den Verkehr nach dem Arlberg und nach Chur nutzbar ge­
macht werden. Ferner sind noch vorhanden eine Bahn im 
Sihltal und eine Bahn auf den Uetliberg, die ihren .End­
bahnhof im Südwesten der Stadt neben der Sihl haben. ,

Von. den vier Linien, die in den Hauptbahnhof einmünden, 
haben drei Richtungen großen durchgehenden Verkehr, die 
vierte Richtung nach Meilen kann mit Bezug'auf den großen 
Fernverkehr zunächst außer Betracht bleiben. Wichtig ist 
die Durchgangslinie Oerlikon—-Thalwil für den Verkehr 
Schaffhausen—Gotthard, die Durchgangslinie Altstetten—- 
Thalwil für den Verkehr von Basel nach der Ostschweiz, 
endlich die Durchgangslinie Altstetten—Oerlikon für den 
Verkehr Bern—Winterthur. Die gegenwärtige Zusammen­
führung der Linien am Kopfbahnhof nach Abb. 2 bedingt bei 
den Ein- und Ausfahrten vielfache Ueberkreuzungen der 
übrigen Ein- und Ausfahrten in Gleishöhe, wodurch erheb­
liche Stockungen im Zugverkehr eintreten.

Die Bundesbahnen beabsichtigten nach ihrem Entwurf 
vom Jahre 1916 (vgl. Abb. 3)-) die Zahl der Bahnsteige zu 
vermehren und von Oerlikon durch einen Tunnel unter dem 
Käferberg eine neue zweigleisige Linie westlich der bestehen­
den hineinzuführen. Die BahnhoLgutachter Gauer, 
Gleim und Mose r brachten im Frühjahr 1918 zunächst 
für den Kopfbahnhof eine andere Ordnung der Bahnsteige in 
Vorschlag, bei der die Ein- und Ausfahrten schienenfrei 
übereinander hinweg geführt waren. Sie empfahlen aber, 
den Kopfbahnhof überhaupt zu verlassen und einen Durch- 
gangsbahnhof in der Welse zu schaffen, daß die neue Ver-

s) Der Maßstab der Abb, 3—8 und 10 ist der gleiche wie bei Abb, 1. 

bindung mit Oerlikon nicht wie bei dem Entwurf der Bundes­
bahnen vom Westen unter den Käferberg, sondern von Osten 
unter den Zürichberg in den Bahnhof eingeführt wird (vgl. 
Abb. 4). Dieser Vorschlag ist für die Folge recht fruchtbar 
gewesen.

Bei Betrachtung der Abb. 1 scheint es das nächstliegende, 
den Durchgangsbahnhof dadurch herzustellen, daß die rechts- 
uferige Linie unmittelbar von Osten in den Bahnhof hinein- 
geführt wird, während sie jetzt mit einem großen Bogen, 
nach Norden herumholend, von Westen in den Bahnhof ein­
tritt. Technisch wäre das nicht schwer, weil unmittelbar 
östlich der Limmat der Berg ansteigt und die Bahnlinie sofort 
im Tunnel verschwinden würde. Diese Einführung der 
rechtsuferigen Bahnlinie würde aber für die drei großen 
Durchgangsrichtungen keinen nennenswerten Nutzen brin­
gen. Die bisherigen Spitzkehren würden im Bahnhof bleiben.

Ganz anders gestaltete sich der Entwurf beim Cauerschen 
Vorschläge 1918 (Abb. 4). Dabei erhielten die beiden Haupt­
richtungen Oerlikon—Altstetten und Oerlikon—Thalwil 
Durchgangsbetrieb, während für die dritte Linie Altstetten— 
Thalwil die Spitzkehre bestehen blieb. Dieser Vorschlag 
des Eisenbahnsachverständigen wurde nun beanstandet, ein­
mal wegen der verbleibenden Spitzkehre, dann aber nament­
lich deshalb, weil das Empfangsgebäude an der bisherigen 
Stelle eine wesentliche Verbreiterung erfuhr, der mehrere 
sehr wertvolle Baublöcke in der teuersten Lage hätten zum 
Opfer fallen müssen. Endlich erhoben sich Bedenken gegen 
den breiten Viadukt, der vom Ende des bisherigen Kopfbahn­
hofes über die Limmat hinweg bis, in den gegenüberliegenden 
Berg zu führen war und die nördlich und südlich liegenden 
Stadtteile von einander abgeschnürt, jedenfalls nur eine 
mangelhafte Straßenverbindung zwischen beiden Stadtteilen 
ermöglicht hätte.

Ein Vorschlag von Petersen (Abb. 5) suchte die 
namentlich für den Vorortverkehr noch unbefriedigende An­
ordnung nach Abb. 4 dadurch zu verbessern, daß die 
Thalwiler Linie nicht mehr von Westen, sondern durch 
das trockengelegte Sihlbett von Osten in den Bahn­
hof hinein geführt wurde. Diese Anordnung bot den 
gewünschten Durchgangsverkehr nach den drei Haupt­
richtungen und erlaubte eine zweckmäßige Anord­
nung für den künftigen Vorortverkehr. Sie hatte aber 
den Nachteil, daß das Empfangsgebäude um mehr als 
Ukm nach Westen verschoben werden müßte, und daß 
zwischen dem neuen Empfangsgebäude und der Sihl mehrere 
Gleisüberwerfungen hätten angelegt werden müssen, um für 
den Richtungsbetrieb eine'zweckmäßige Anordnung der Bahn­
steige zu erhalten. Das wäre für die Straßenführung recht 
ungünstig gewesen.

Bemerkenswert ist ferner ein Vorschlag von Professor 
Dr. Gull (Abb. 6), der ebenfalls das trockengelegte Sihlbett 
benutzen, aber den neupn Personenbahnhof in Querlage zum 
alten anordnen wollte. Gull griff damit einen Gedanken

Abb. 6, — Vorschlag Gull 1919. Abb. 7. — Entwurf des Stadt, 
Tiefbauamtes Zürich 1919,
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Abb. 8. — Letzter Entwurf 
Cauer, Gleim, Moser 1919.

von Altstetten von beiden

wieder auf, der schon früher 
von Ingenieur Sommer in 
Vorschlag gebracht, aber von 
den Bundesbahnen nicht ange­
nommen. worden war. Der Gull- 
sche Vorschlag bringt aber et­
was ganz Neues. Um nämlich 
dreiLinien zum wechselseitigen 
Durchgangsbetrieb einzurich­
ten, ist es erforderlich, nach 
einer Richtung eine zweiseitige 
Verbindung herzustellen. So 
hatten Cauer und Petersen die 
Oerlikoner Verbindung zwei­
seitig hergestellt, Sommer die 
Verbindung mit Altstetten. Das 
Neue im Vorschlag von Gull 
ist, daß er nicht die Linien
Seiten zweigleisig mit ent­

gegengesetzten Fahrtrichtungen einführt, sondern daß er 
die beiden Einfahrgleise der Durchgangsrichtung Altstetten 
—Oerlikon von der einen Seite einführt und die zweigleisige 
Verbindung mit Altstetten von der anderen Seite. Auch 
dieser Gedanke ist für die endgültige Lösung fruchtbringend 
gewesen.

Das städtische Ti ef b au am t hat zunächst, im 
Sinne der Petersenschen Anordnung eine Reihe von Ent­
würfen bearbeitet, allerdings mit Linienbetrieb und nicht mit

wurf bearbeitet ähnlich der Abb. 7, hatten dann aber den 
Gullschen Vorschlag (Abb. 6) auf genommen und an Stelle 
der doppelgleisigen Umführung der Linie von Altstetten die 
Umführung der beiden Einfahrgleise der Durchgangslinie 
Altstetten—Thalwil gewählt. Endlich wurde dieser Entwurf 
noch wesentlich verbessert durch eine Verschiebung des 
Empfangsgebäudes nach Nordwesten außerhalb des bis­
herigen Bahngeländes gemäß der Anregung des städtischen 
Tiefbauamtes.

So entstand der Entwurf Abb. 8, der von den Gut­
achtern zur Ausführung empfohlen wurde. Er stammt hin­
sichtlich der eisenbahntechnischen Anordnung in der Haupt­
sache von Cauer und ist dadurch entstanden, daß zu dem 
ursprünglichen Entwurf der Sachverständigen vom Jahre 
1918 (Abb. 4) aus den übrigen Entwürfen, insbesondere aus 
den Arbeiten von Gull und dem städtischen Tiefbauamt, wert­
volle Anregungen übertragen wurden.

Die Umführung der beiden Einfahrgleise von Altstetten 
und Thalwil bringt den Vorteil mit sich, daß zwanglos eine 
ganz ausgezeichnete Ordnung der Bahnsteige entsteht. Das 
Schema der Cauerschen Anordnung zeigt Abb. 1). Von Süden 
nach Norden kommen zunächst zwei Bahnsteige nach Thal­
wil, dann zwei Bahnsteige nach Altstetten, ein Bahnsteig von 
und nach Meilen, endlich drei Bahnsteige nach Oerlikon. Da 
immer die Bahnsteige gleicher Fahrtrichtung nebeneinander 
liegen, ergeben sieh verhältnismäßig einfache und kurze 
Weichenverbindungen. Westlich, schließen sich den Bahn­
steiggleisen die Wartegleisgruppen an, dahinter folgt der

Richtungsbetrieb, um die Gleisüberwerfungen auf der Osl- 
seite zu vermeiden und um das Empfangsgebäude nicht zu
'weit nach Westen verschieben zu müssen, 
dieser Arbeiten führte zu dem Ergebnis, daß 
dieser Weg nicht gangbar sei. Immerhin 
waren die Arbeiten recht wertvoll, weil 
dadurch die Zahl der zur Erörterung 
verbleibenden Möglichkeiten ein­
geschränkt. wurde.

Eine weitere Reihe von 
Entwürfen des städtischen 
Tiefbauamtes ging von 
dem Entwurf der 
Sachverständigen 
1918 aus und

von

Die Prüfung

Altstetten

Abb. 9. — Gleisskizze des Hauptbahnhofs nach dem Entwurf Cauer, Gleim, Moser 1919.
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suchte die in Abb. 4 gebliebene Spitzkehre Altstetten 
—Thalwil durch eine zweiseitige Einführung der Altstetter 
Linie zu beseitigen (vgl. Abb. 7). Eine ähnliche Anord­
nung war von Professor- Studer den Gutachtern gegenüber- 
angeregt worden. Ferner hat das städtische Tiefbauamt eine 
Verschiebung des Empfangsgebäudes etwas nach Nordwesten 
außerhalb der bestehenden Bahnanlage in Vorschlag ge­
bracht.

Die Sachverständigen selbst hatten inzwischen 
zunächst der Studerschen Anregung entsprechend einen Ent-

Abstellbahnhof. Auf der Südseite, anschließend an das Emp­
fangsgebäude, liegt Post und Eilgut. Weiter nach Westen 
ist der Ortsgüterbahnhof und Verschiebebahnhof gelegen.

Die umfangreichen Entwürfe können hier nicht wieder- 
gegeben werden. Für ein eingehenderes Studium sei auf die 
Gutachten selbst verwiesen, die gedruckt vorliegen.3)

■i) Gutachten über das Projekt der Schweizerischen Bundesbahnen vom 
Juni IW zur Erweiterung des Hauptbahnhofes Zürich, erstattet im April 
11)18 im Auftrage des Regierungsratea des Kantons Zürich und des Stadt­
rates von Zürich durch W. G a u c r , Geheimer Banrat, Professor an der
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Die Lösung nach Abb. 8 und 9 erscheint so einfach und 
selbstverständlich, daß sich mancher Leser fragen wird, wie 
man das überhaupt anders machen könne; Es ist jedoch ein 
langer und mühsamer Weg geweibn, bis diese einfache 
Lösung gefunden wurde. Jedenfalls hat bis zum Jahre 1918 
bei den maßgebenden Stellen die Auffassung bestanden, daß 
der Ersatz des Kopfbahnhofes durch einen Durchgangs­
bahnhof nicht möglich sei. Um so erfreulicher ist es, daß 
der vorliegende Entwurf einen Durchgangsbahnhof von 
großer Vollkommenheit zeigt, der sehr weitgehenden An­
sprüchen der Zukunft in der besten Form genügen können 
wird. Ein sehr wertvolles Ergebnis. ist auch, daß diese 
Lösung ohne nennenswerte Verschiebung des Empfangs­
gebäudes möglich war.

Bel der späteren Trockenlegung der Sihl wird aus der 
alten Bahnhofstraße ein neuer Straßendurchbruch auf. den 
neuen Bahnhof Vorplatz zu führen sein. Professor Moser, 
Zürich, hat hierfür einen ausgezeichneten Bebauungsplan 
aufgestellt, der wesentliche Verbesserungen der Straßen- 
verbindungen nach, allen Richtungen ergibt. Mit Bezug auf 
die Straßenführung hat die geringe Verschiebung des Emp­
fangsgebäudes auf die Westseite der Sihl eine große Ver­
besserung gebracht. Die Bahnlinie führt nunmehr über die 
Mündung der Sihl in die Limmat in den Berg hinein.

Für den künftigen Vorortverkehr bietet der Entwurf 
eine den absehbaren Bedürfnissen genügende Erweiterungs­
möglichkeit. Abb. 10 zeigt, in welcher Weise unter Be­
nutzung des trockengelegten Sihlbettes später selbständige 
Vorortlinien durchgeführt werden können.

Während also der Entwurf in weitem Maße die, Befriedi­
gung künftiger Bedürfnisse offen hält, erscheint er gleich­
wohl im ersten Ausbau als die billigste Anlage. Zunächst 
wären die neue Verbindung mit Oerlikon herzustellen, ein 
neues Empfangsgebäude neben der bestehenden Balmanlage 
zu errichten und die Bahnanlagen westlich davon hoch zu 
legen. Der erste Ausbau kann sich jedenfalls auf die Be­
dürfnisse der nächsten Zukunft beschränken, dabei können 
vorläufig noch die beiden Einfahrgleise von Altstetten und 
Thalwil, die künftig von Osten in den Bahnhof hineinlaufen 

sollen, weggelassen 
werden. Auch die Zahl 
der Bahnsteige kann 
für den ersten Ausbau 
wesentlich einge­
schränkt werden.

Diese, vorteilhafte 
Lösung war möglich 
durch den Umstand, 
daß auf der rechten 
Seite der Limmat der 
Zürichberg ansteigt, in 
dem die verschiedenen 
Ueberwerfungen der 
einzelnen Gleise aus­
geführt werden kön­
nen, ohne die Straßen­
führung und die Stadt- 

. anlage im geringsten 
zu beeinträchtigen. 
Jedenfalls war es für 
die Lösung der Auf­
gabe von Vorteil, 'daß 
sie von den verschie­
densten Seiten aufge­
faßt wurde und nicht 
nur von der zunächst
berufenen Stelle, der Eisenbahnverwaltung. Naturgemäß be­
trachtet diese die Angelegenheit in erster Linie aus dem 

, Gesichtswinkel des Eisenbahnfernverkehrs und ist im all­
gemeinen zufrieden, wenn sie eine Lösung findet, die hin­
sichtlich des Eisenbahnbetriebes genügt.

Die Verwaltungen von Stadt und Kanton hatten dagegen 
die Bedeutung von Bahnhofsumbauten für die künftige Ent­
wicklung der Stadt zu prüfen. Es ist das Verdienst dieser 
Verwaltungen, wenn nunmehr eine Lösung vor liegt, die nicht 
nur städtebaulich, sondern auch eisenbahn technisch als wohl­
gelungen angesehen werden darf und vielleicht für andere 
Fälle als Vorbild dienen kann.

Zusammenhang- zwischen Fahrpreis und Einnahmen bei Straßenbahnen.
(Erläutert an den Ergebnissen der Nürnberg—Fürther Straßenbahn.)

Von K. Sieber, Straßenbahndirektor, Nürnberg.

Ucber den Zusammenhang von Fahrpreis und Einnahme 
der Straßenbahnen ist bisher nichts Genaueres bekannt ge­
worden. Man wußte nur so viel, daß die Einnahmen hei zu 
niedrigem Fahrpreis steigen, wenn der Fahrpreis erhöht 
wird, während sie bei zu hohem Fahrpreis mit der Erhöhung 
fallen. Darüber, wo die Grenze zwischen zu hoch und zu 
niedrig zu suchen war, gingen die Meinungen der Fachleute 
oft stark auseinander. Wie der Krieg infolge der ungeheuer 
raschen Entwicklung der Dinge auf anderen Gebieten man­
ches aufklärte, so brachte er auch in diesem Fall etwas Licht 
in das bisherige Dunkel.

Die N ü r n b e r g—F ü r t h e r Straße n ha h n nahm 
während des Krieges drei Fahrpreiserhöhungen vor, und 
zwar am 1. Aug. 1916, 1. Febr. 1918 und, am 1. Mai 1919. 
Das Ergebnis ist aus der U e b e r s i c h t 1 zu ersehen. Die 
Benutzung der Straßenbahn war während der ersten beiden 
Tariferhöhungen stark im Anwachsen, während sie i. J.

Tcchiüschon Hochschule Charlottenburg, Dr.-Ing. 0. 0. G 1 o i m , Ham­
burg, Prof. Dr. K. M o s o r von der Eidgenössischen Technischen Hoch­
schule in Zürich.

Vernehmlassung von Geh. Baurat Prof. W. Cauer, Berlin; Dr.-Ing. 
C. 0. Gleim, Hamburg; Prof. Dr. K. Moser, Zürich und Prof. R. 
Peterson, Danzig, zu den neuesten Umbauprojekten für den Haupt- 
bahnhot Zürich, 7. Mai 1’919. (Beide Buchdruekeroi Beriehthaus, Zürich.) 

1919 nach einem kurzen Rückgang im Januar annähernd 
gleich zu bleiben scheint. Dementsprechend wurden für 
1916 4,6 v. H. und für 1918 8,5 v. EL der Steigerung als 
nicht von der Fahrpreiserhöhüng verursacht abgesetzt.

Während i, J. 1916 die Fahrgeldeinnahmen trotz der 
Fahrpreiserhöhung um 8,5 v. - H. praktisch gleich blieben, 
ging die Zahl der beförderten Personen um 8,2 v. H. zurück. 
Der Fahrpreis muß also damals in der Nähe der erwähnten 
Grenze zwischen zu hoch und zu niedrig gewesen sein. Im 
Jahre 1918 war bereits eine namhafte Mehreinnahme als 
Folge der Tariferhöhung zu verzeichnen. Das Geld hatte 
sieh bekanntlich zwischen 1916 und 1918 schon stark ent­
wertet, das Durchschnittseinkommen der Bevölkerung war 
stark in die Höhe gegangen, so cjaß die weitere Tarif­
erhöhung vonl 9,31 auf 13,14 Pf. nicht so drückend empfunden 
wurde wie die frühere von 7,26 auf 7,88 Pf. Als Zeichen 
der Gehlentwertung ist auch 'die Erhöhung der Einnahme 
auf den Fahrgast von 7,88 i. J. 1916 auf 9,31 Pf. i. J. 1918 
anzusehen, die in der Hauptsache auf das verhältnismäßig 
starke. Anwachsen der Zahl der verausgabten' Einzelfahr­
scheine gegenüber den Dauerkarten zurückzuführen ist. In­
folge der durch die Geldentwertung ein getretenen verhält­
nismäßigen Verbilligung der Fahrpreise war die bisherige 
Grenze zwischen zu hoch und zu niedrig verschoben; die
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Uebersicht 1. Ergebnis der Fahrpreiserhöhungen 1916, 1918 und 1919.

J) Einschließlich Freifahrten. 2) Nach Absetzung von 4.6 v. H. Steigerung. ®) Nach Absetzung von 8.5 v. H. Steigerung

V ergl eichsm on ate
Einnahme 

auf den 
Fahrgast 
in Pf.1)

Abweichung
Mittl. Tages- 

ehnahme
M.

Abweichung
Mittl. Zahl 
der tägl. -

Fahrgäste
Al) weichung

Mai — Juli 1916.................................... 7.26 ,— 12 810 — 176 400- —
August—Oktober 1916....................... 7.88 + 8.5 “Io 12 77 02) -0.4% 161 900") -8.2%

November 1917 — Januar 1918 . . . 9.31 .— 21 200 — 227 300 —
Februar—April 1918............................ 13.14 + 41.1% 24 500“) + 15.5% 186 800“) “17.9%

Februar—April 1919 . ....................... 13.56 — 31 600 — 233 010 —
Mai — Juni 1919.................................... 18.22 + 34.4% 41600 + 31.7% 228 000 - 2.2'%

Uebersicht 2. Vergleichswerte.
1 2 3 4 5 6 j 7 8 9 10

Jahr 1 Dztr. 
Ruggen 

M.

1 Pfd. 
Tafelbutter

M.

1 Ztr. Kosten für Ortsüblicher 
Stunden­

lohn
Pf.

V er h ä11n i s zu 19 14
Kartoffeln

M.

1 Rechnungs­
kilonieter 

Pf.

Leliensmittel- 
p reise 

Spalte 1—3
Mittel

Rech­
nungs­

kilometer
Stunden­

lohn
Mittel der 
Spalt. 6—8

Valuta

1900 15.56 1.20 '2.87 19.0 0-0 1.27 1.07 1.33 1.30’)
1901 15.62 1.17 2.69 16.2 0-0 1.32 1.25 1.33 1,30
1902 15.94 1.18 2.48 15.8 30 1.37 1 28 1.33 1.33 *
1903 14 69 1.21 2.80 16.7 t-0 1.31 1.22 1.33 1.29
1904 13.47 1.21 3.23 15.7 31 1.31 1 29 1.29 ■ 1.30
1905 14.90 1.24 2.85 16.4 31 1.28 1.24 1.29 1.27
1906 17.32 1.23 2.35 17.1 31 1.33 1.19 1.29 1.27 ■rd. 1.001907 19.33 1.24 2.97 17.2 31 1.17 1.18 1.29 1.21
1908 18 93 1.25 2.58 17.5 33 1.24 1.16 1.21 1.20
1909 17.35 1.26 2.78 17.6 36 1.23 1.15 1.11 1.16
1910 15.31 1.34 3.29 19.5 36 1.18 1.04 1.11 1.111911 18.02 1 35 4.89 20.0 36 0 98 1.02 l.ll 1.04
1912 19.37 1.37 4.83 20.2 36 0.95 1.01 1.11 1.02
1913 16.82 1.38 2.92 19.8 37 1.11 1.03 1.08 1.07
1914 18,85 1.39 4.18 20.3“) 40 1.00 1.00 1.00 1.00 0.95
1915 23.7 40 0.86 1.00 0.93 0.87
1916 25.9 43 0.79 0 93 0.86 0.731917 33.5 46 0.61 0.87 0.60”) 0.591918 58.3 110 0.35 0.36 0.35 0.6219194) 70.00 10.00 12.00 100.8 180 0.25 0.20 0.22 0 22 0.36

i) Mittel aus Lebensmittelpreisen und Stundenlohn. 2) Für Januar bis Juli 1914. «) Mittel aus Valuta und Ausgabe für 
1 Rechnungskilometer. 4) Für Januar bis Juni 1919.

Uebersicht 3. Einnahmen und beförderte Personen bezogen auf einen einheitlichen Geldwert.
1______ 1 2 i 3 ' 4 5 r 6 7 8 9

Jahr
Einnahme bezo­
gen auf 427 000 

Einnahme

Befördert^ 
Fahrgast e 

(aussch ließt

Einnahme 
auf den 

Fahrgast

Maßsab 
des 

Geldwertes

Einnahme, 
nach Geld­
wert 1914

Ittnnahmu 
aut den 

Fahrgast 
nnelf 1914

Interpolierung
Maßstab 
des Geld­
wertes

Einnalun o Finnaluuo 
auf den

M. Freifahrer) Pf, (9/III) m: Pf. M. Fähig,ist 
l‘t

1900 2 302 000 27 250 000 8.46 1.30 2 990 000 1100 1.31 3 020 000 11 101901 2 185 000 25 480 000 8.58 130 2 840 000 11.15 1.32 i 880 000 11 311902 2 040 000 23 470 000 . 8.70 1.33 2710000 11.57 1.33 2 710 000 11 551903 2 195 000 25 250 000 8.70 1.29 2 830 000 11.45 1.30 2 860 000 11 331904 2 380 000 27 430 000 8 69 1.30 3 095 000 11.15 1.27 3 030 000 11 071905 2 440 0O0 28 260 000 8.63 1.27 3100 000 10 95 1.27 3 100 000 10 981906 3 210 000 36 780 000 8,73 127 4080C00 11.09 1.24 b 3 990 000 10*82
10 35190 7 2 855 000 33 520 000 8.51 1.21 3 450 000 10.60 122 3 470 0001908 3 000 000 35 240 000 8.52 1 20 " 3 600 000 10.22 1.19 3 580 000 10 151909 3 120 000 36 850 000 8.47 1.16 3 620 000 9.82 1.18 3 670 000 9*96

9 711910 3 265 000 38 980 000 8:38 1.11 3 625 000 9.30 1.16 3 790 0001911

1912 -

3 654 000 41 820 000 8.74 1.04 3 799 000 9,09 1.07
1.08 ü

3 910 000 9.37
3 997 000 ' 46 140 000 8.66 1,02 4 070 000 8.83 1.02 4 080 O00 8.85

1913 4 200 000 48 150 000 8.72 1.07 4 490 000 9.33
1.04 “)
0.99 4 150 000 8.61

1914 4 120 000 47 450 000 8.68 1.00 4 120 000 8 68
1.01 ü
1.00 4 1 20 OHO 8.71

8 22
7.27
5.28

- 4.38
3 59

1915 4 260 000 51520 000 8.27 0.93 3 960 000 7 69 0 99 4 2.30 nno1916
1917

5 100 000
7 390 000

59 600 000
76 320 000

8.56
9.68

0.86
0.60

4 380 000
4 430 000

7.45
5.80

0.85
0.55

4 320 C00
4 030 0001918 11750 000 84 000 000 13.99 0.35 4 110 000 4,89 0 31 ' 3 680 000

") 2 780 0001919 ■ 12 610.000 h 77 410 000 16.30 0.22 2 780 000 3.59 0.22
l^nterPol^rJ; aus-190a■ u. 1907, da 1906 Landesausstellung. 2) Geschätzt aus den Ergebnissen Januar —Juni 1919 «) Aus

bpalte 4 entnommen. 4) Wahrscheinlich richtiger. ° u 11 sxa' ' AUS
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Fahrpreise erscheinen daher wieder niedrig. Noch mehr 
tritt die Entwertung des Geldes und damit die scheinbare 
Verbilligung der Fahrpreise, i. J. 1919 zutage, in welchem 
die Zahl der Fahrgäste durch die Fahrpreisänderung nur 
noch sehr wenig beeinflußt wurde.

Aus dem Vorstehenden ist ersichtlich, daß bei der Be­
urteilung der Frage des Zusammenhangs zwischen Einnahmen 
und Fahrpreis der jeweilige Wert des Geldes eine 
außerordentlich wichtige Rolle spielt. Um Vergleiche zwi­
schen den früheren und jetzigen Ergebnissen anstellen zu 
können,, ist es daher notwendig, einen Grundwert des Geldes 
ausfindig zu machen, der, von den Marktverhältnissen un­
abhängig, sich längere Zeit gleichbleibt. Gold erfüllt diese 
Bedingung nicht, denn mit 20 M. Gold konnte man i. J. 1900 
mehr kaufen als 1.913. Besser geeignet als Vergleichswert 
erscheint eine bestimmte Leistung, z. B. eine Arbeitsstunde, 
der Betriebsaufwand für ein Rechnungskilonieter, eine Ge­
wichtsmenge der wichtigsten Nahrungsmittel oder ähnliches. 
Die Valuta ist ungeeignet, weil das Geld auch im Ausland 
eine große Entwertung erfahren hat und zunächst noch täg­
lich weiter erfährt, und außerdem politische Aussichten da­
bei eine Rolle spielen.

In der U e b e r s i c h t 2 sind nun die Preise fiir Roggen, 
Tafelbutter und Kartoffeln von 1900 bis 1914 angegeben. 
Die Werte für 1015 bis 191.8 sind weggelassen, weil in diesen 
Jahren ein Teil der Nahrung im Wege des Schleichhandels 
beschafft werden mußte. Nur für 1919 sind ungefähre Misch­
preise (Mittelwerte aus den amtlichen Preisen und den 
Schleichhandelspreisen) ' angegeben. Bei den Betriebsaus­
gaben für das Rechnungskilometer ist zu bemerken, daß 
der Wagenfassungsraum von 1900 bis 1919 immer größer 
wurde, wodurch sich der Betrieb verteuerte. Andererseits 
wurde auch das Unternehmen immer größer, wodurch die 
Ausgaben verhältnismäßig sanken, so daß ein gewisser Aus­
gleich eintrat und die Werte von . 1900 bis 1914 wohl mit­
einander verglichen, werden können. Eine Ausnahme machen 
nur die Jahre 1900 und 1901, in denen einschneidende tech­
nische Verbesserungen cingeführt wurden, 1903, weil infolge 
der Verstadtlichung ein anderes Rechnungsverfahren Platz

(Bezogen auf den aus Lebensmitteln, Löhnen und Betriebsausgaben 
errechneten Geldwert von 1914, sowie Anzahl der beförderten Fahr­

gäste nach Spalte 2, 5 und. 6 der Uebersieht 3.)

Abb. 2. — Maß stab für den Geldwert. (Spalte 7 der
Uebersieht 3.)

griff, und 1910 bis 1912, in denen die Gehälter des Fahr­
personals erheblich auf gebessert wurden. Am Anfang des 
Krieges erscheint das Rechnungs-km wegen der großen Be­
triebseinschränkungen als zu teuer. Von 1917 an eilen die 
Löhne der Kriegsindustrie voraus, und das Rechnungs-km 
dürfte eine Korrektur nach der entgegengesetzten Seite er­
fahren. Die Werte für 1918 und 1919 sind im übrigen noch 
nicht als endgültig anzusehen.

Das durchschnittliche Einkommen für eine Arbeitsstunde 
dürfte ebenfalls ein Wertmesser des Geldes sein.. Zwar hat 
sich die Durchschnittsleistung in der Stunde seit 1900 durch 
verbesserte Arbeitsverfahren und Maschinen gehoben, doch 
scheint, nach dem gleichzeitigen Fortschreiten der Preise 
der Lebensbedürfnisse zu schließen, diese Hebung nicht von 
sehr großem Einfluß auf die durchschnittliehe Lebenshaltung 
gewesen zu sein. In der Uebersieht 2 wurden die sogenann­
ten ortsüblichen Stundenlöhne bei 56 Arbeitsstunden, i. J. 
191.9 bei 46 Arbeitsstunden angegeben. Die ortsüblichen 
Stundenlöhne sind vom Jahre 1914 ab um die Teuerungszu­
lage, wie sie von den städtischen Betrieben bezahlt wird, er­
höht. Einen wirklich zuverlässigen Maßstab für die Geld­
bewertung bilden' also auch diese Angaben nicht, dagegen 
zeigen Lebens mittelpreise, 'Betriebsaus- 
g a b e n für das Rechnungs-km und Arbeitslöhne im 
Laufe der Jahre eine bemerkenswerte. Aehnlichkeit.1) Es 
ist deshalb anzunehmen, daß das Mittel ihrer Verhältnis­
ziffern zu 1914 (Spalte 9 der Uebersieht 2) ein braue h - 
barer Maßstab zur Beurteilung des Geld­
wertes sein wird. Hiernach wäre also 1 M. von 1902 un­
gefähr 1,33 M. in Vorkriegsgeld (1914) wert gewesen, die 
heutige Mark gälte aber nur noch 22 Pf.

Mit Hilfe dieses Maßstabes können nun die Straßen­
bahneinnahmen der verschiedenen Jahre verglichen 
werden. Es ist jedoch noch erforderlich, daß die Einnahme­
ziffern auf die gleiche Einwohnerzahl und die gleichen BeJ 
förderungslängen bezogen werden.2) Nach Zählungen, die 
seit dem Jahre 1900 vorgenommen werden, hat sich nun die 
mittlere Reiselänge seitdem wenig geändert. Sie bewegt sich 
um 3 km herum und kann praktisch als gleichbleibend an­
gesehen werden. In der Uebersieht 3 sind die Einnahmen 
auf 427 000 Einwohner (1912) bezogen. Ferner ist. dort die

*) Eine entsprechende Uebereinstimmung zeigt sich für Wohnnngs- 
mieten und Kleiderkosten. während der Friedehsjahre; genaue statistische 
Angaben stehen aber hierfür nicht zur Verfügung.

s) Außer diesen Größen sind noch von Einfluß: Betriebsdauer, Fahr­
geschwindigkeit und Fahrdichte, Arbeitszeit der Industrie, Siedlungsweise, 
Wetter und Klima, Beschäftigungsgrad und Lebenshaltung, der Bevölkerung. 
Wo diese von größerer Bedeutung sind, wird im folgenden darauf hin­
gewiesen. Wirtschaftskrisen sind durch den Maßstab des Goldwertes be­
rücksichtigt.
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Zahl der jährlichen Fahrgäste (einschließlich der auf Dauer­
karten) und die jeweilige Durchschnittseinnahme für den 
Fahrgast angegeben. Die Einnahmen wurden mit dem Maß­
stab des Geldwertes aus Spalte 9 der Uebersicht 2 multipli­
ziert und in ein Schaubild eingetragen (vgl. Abb. 1). Die 
sich ergebende Punktreihe zeigt deutlich einen aufsteigen­
den und einen absteigenden Ast. Bemerkenswerte Aus­
nahmen machen nur 1906, das Jahr der Ausstellung, und 
1913, das besonders günstige Lebensmittelpreise und Be- 
triebsverhältnisse hatte, die die Einnahme förderten.' Die 
interpolierte Mittelkurve ist eine Parabel. Aus ihr wurde

— Zahl der beförderten Fahrgäste in MH/ —>

Abb. 3. — A n z a h 1 d er b e f ö r d e r t e n F a h r g ä sie. (Ab­
hängig vom Fahrpreis, Spalte 2 und 9 der Uebersicht 3.)

in Uebersicht 3 (Spalte 9) ein neuer Maßstab des Geldwertes 
errechnet (Abb. 2), der überraschend gut mit dein Maßstab 
in Spalte 4 der Uebersicht 3 übereinstimmt.

Der Hauptunterschied zwischen dem alten und neuen 
Maßstab (Spalte 4 und Spalte 9 der Uebersicht 3). liegt in 
den Jahren 1906 (sehr niedriger Kartoffelpreis), 1908 (nied­
rige Lebensmittelpreise), 1910 und 1911 (neue Gehalte- und 
Lohnordnung der Straßenbahnangestellten), 1913 (niedrige 
liebensmitielpreise und ortsübliche Tagelöhne).

In Abb. 3 ist die Zahl der beförderten Fahrgäste in Ab­
hängigkeit vom Fahrpreis dargestellt, wobei der interpolierte 
Geldmaßstab verwendet wurde. Da die in Abb.; 1 eingezeich­
nete Kurve eine Parabel ist, so ergibt sich hier eine gerade 
Linie. Ausnahmestellungen nehmen die Jahre 1906 und 1919 
ein. 1906, Landesausstellung, brachte eine erhebliche Ver­
kehrssteigerung über- das gewöhnliche Maß. 1919 trat eine 
erhebliche relative Abnahme der. beförderten Personen ein, 
und zwar vor der im Mai vorgenommenen Tarifänderung. 
Die Ursache dürfte in folgenden Umständen zu suchen sein: 
Einschränkung des Verkehrs von Ende 1918 ab von 18 auf 
15% Stil., Verlangsamung der Fahrgeschwindigkeit um 10 
V. IL und Einführung der durchgehenden Arbeitszeit in 

vielen industriellen Betrieben. Weitere Unregelmäßigkeiten 
ergeben sich hinsichtlich der gegenseitigen Stellung der ein­
zelnen Jahre. So stehen 1900 und 1901 vor 1902 und 1903. 
In der Hauptsache ist dies darauf zurückzuführen, daß i. J. 
1901 eine scharfe wirtschaftliche Krisis einsetzte, die eine 
Geldteuerung brachte. Zudem wurde am 1. Juli 1901 der 
Preis der Dauerkarten um 20—25 v. H. erhöht. Dadurch 
stieg der absolute Fahrpreis von 11,10 auf 1.1,55 Pf., was 
die Einnahmen ungünstig • beeinflußte. 1906 macht — wie 
bereits erwähnt — infolge der Landesausstellung eine, Aus­
nahme. 1910 bis 1913 erfolgten erhebliche, Verlängerungen 
des Betriebs, ferner wurde 1910 die Fahrgeschwindigkeit er­
höht, und 1911 setzte, ein energischer Ausbau des Netzes ein. 
Durch all diese Umstände wurde die Benutzung der Straßen­
bahn günstig beeinflußt. Diese Jahre eilen denn auch den 
übrigen voraus. Die punktierte Linie in Abb. 3, der die 
Punktierung in Abb. 2. entspricht, dürfte die tatsächlichen 
Verhältnisse richtiger wiedergeben.

Aus Abb. 3 folgt also, daß die Zahl der beförderten Per­
sonen mit der Erhöhung der Fahrpreise unter sonst gleichen 
Verhältnissen abnimmt. In Nürnberg beträgt diese .Abnahme 
für 1 Pf. Fahrpreiserhöhuug (Vorkriegswert) etwa 8,5 Mill. 
Personen oder rd. 20 Fahrten auf den Einwohner im Jahre. 
Die ungefähre Zahl der jährlichen Fahrten') auf den Köpf 
der Bevölkerung (Z) beträgt

Z = 283 — 19.7 (p,
wenn p die Einnahme auf die beförderte Person in Pf. Fric- 
donsgeld von 1914 ist. Beispielsweise ergeben sich bei einem 
durchschnittlichen Fahrpreis von 10 Pf. in Friedensgcld 
(1914) 86 Fahrten auf den Kopf und das Jahr.

Es ist anzunehmen, daß die Zahl der beförderten Per­
sonen bei fortgesetzter Erniedrigung der Fahrpreise von 
einem gewissen Punkte ab mehr von der geraden Linie ab­
weicht, weil der Fahrbedarf eines Teiles der Fahrgäste ge­
deckt ist und durch weitere Verbilligung des Tarifs nicht 
mehr in dem gleichen Maße gesteigert werden kann. Einen 
Anhaltspunkt hierfür gibt die geringe. Abnahme der Zahl 
der Fahrgäste bei der Tariferhöhung im Mai 1919. Zuver­
lässiges hierüber kann jedoch erst nach Verlauf einiger Mo­
nate gesagt werden.

Die Einnahme E in M. auf den Kopf in Friodensgeld 
(1914) beträgt bei einem Fahrpreis von p Pf,

. E = 2,83 p — 0.197 pa.
Beispielsweise ergibt sich bei einem Fahrpreis von 

10 Pf. 8,60 M. auf den Kopf und das Jahr. Das Eimmhme- 
maximum liegt bei etwa 7,2 Pf. und beträgt ungefähr 10,19 
Mark auf den Kopf. Wollte mau also heute eine Höchsiein- 
nahme erzielen, dann müßte der jetzige Tarif ungefähr ver­
doppelt werden.

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß der Wort 
des Geldes auch im Frieden nicht glciehhleibend war. Er

. nahm vielmehr fortgesetzt ab, namentlich vom Jahre 1910 
an. Diese Wertschwa,nkungen des Geldes, die sich gleich­
laufend mit den Lebensmitlelpreison, Löhnen und Betriebs­
ausgaben für das Rechnungskilometei- bewegen, müssen be­
rücksichtigt werden, wenn man die Einnahmen beurteilen 
will. Tut man dies, dann ergibt sich, daß der Fahr]; reis 
den wie h t i g s t e n G e s i c h t s p n n k t f ü r d i e H ö h o 
d e r E i n n a h m e n da r s teilt. .Di e Z a h 1 d c r b e - 
f ö r der te n P e r s o n e n n i m in t im a 11 g e m e i n e n 
m i t de r E r n i e d r i g u n g d e s F a h r p r e i s e s st a r k 
z u. Bei sehr niedrigen Fahrpreisen scheint diese Zunahme 
langsamer zu werden. Von Einfluß auf die Benutzung der 
Straßenbahn ist außerdem die Betriebsdauer und die 
Ausdehnung des Liniennetzes, die bis 1910 mit 
der Bevölkerungszunahme in Nürnberg fast gleichen Schritt 
gehalten hat. Weiter scheint die F a h r g e s c h w i n d i g -

*) Nach der punktierten LGiu in. Abb. 3 wäre diese Zahl mö etwa, 
1—4 v. 11 für, d.o Jahre 1910—1913 zu erhöhen. 
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k e i t und die F a h r dichte von Einfluß zu sein, letztere 
jedoch in bemerkenswert geringem Maße. Bei den in Nürn­
berg üblichen Dichten (5—12 Min. Abstand) sind jedenfalls 
die Mehreinnahmen ganz bedeutend geringer als die Kosten 
einer Verdichtung. Die Höchsteinnähme wird bei 
einem Fahrpreis von etwa 7—ly. Pf. nach dem Geldwert 
von 1914 erzielt. Die Einnahmekurve ist jedoch flach. Sie 
zeigt zwischen 6 und 8 Pf. verhältnismäßig wenig Unter­

schied. Der höchste privat wirtschaftliche 
Nutzenist vorhanden, wenn der Fahrpreis 
um eineKleinigkeit höher ist als derjenige, 
den der Einnahme höchstwert bringt. De r 
höchste volkswirtschaftliche Nutzen liegt 
bei e i n e m n i e d r i g e r e n F a h r p r e i s. Näheres hier­
über kann zurzeit noch nicht gesagt werden, jedoch sind 
Untersuchungen über diese Frage im Gange.

Die Einführung elektrischer Zugförderung auf Hauptbahnen in Deutschland.
Von Regierungsbaumeister Wechmann, Berlin. (Schluß.)

II.
Vor dem Kriege war für die Einführung der elektrischen 

Betriebsweise vornehmlich die Wirtschaftlichkeit 
im engeren Sinne maßgebend, d. h. die Bahnverwaltung rech-- 
nete sich aus, welche Verringerung der Betriebsausgaben 
der elektrische Betrieb mit sieh bringen würde. Im übrigen 
aber erschien es im allgemeinen gleichgültig, welche Arten 
und Mengen von Betriebsstoffen zu benutzen und woher die 
Betriebsstoffe zu beziehen wären. • Mangel war ja nicht vor­
handen. Wenn trotz einer Verbilligung, die der elektrische 
Betrieb mit sich gebracht hätte, und trotz seiner anderen 
anerkannten Vorzüge oft der Plan seiner Einführung wieder 
fallen gelassen worden ist, so lag dies, abgesehen von mili­
tärischen Bedenken, die ja für die Zukunft wegfallen dürf­
ten, hauptsächlich daran, daß man mit der Dampflokomotive 
fest verwachsen war und die Erfahrung gewonnen zu haben 
glaubte, mit dieser Lokomotive einen in jeder Weise sicheren 
Eisenbahnbetrieb durchführen zu können. Allein diese allzu 
gute Meinung von der Dampflokomotive erhielt doch nament­
lich in den letzten Jahren einen harten Stoß. Man hat er­
kennen müssen, daß auch hier mit allerhand Vorkommnissen 
zu rechnen ist, die die Sicherheit des Betriebes in Frage 
stellen. Erinnert sei nur an die Unreinheiten in der Kohle, 
die oft ein vollständiges Daniederliegen des Betriebes zur 
Folge hatten. Auch das Heranschaffen der Kohle und das 
Verteilen auf die einzelnen Kohlenladestellen konnte nicht 
immer durchgeführt werden, und mancher Zug mußte wegen 
Kohlenmangels ausfallen.

Demgegenüber ist offenbar der elektrische Betrieb im 
Vorteil in der Voraussetzung, daß. der elektrische Strom an 
der Stelle erzeugt wird, wo der Brennstoff gewonnen wird. 
Weiter unten werden wir noch sehen, daß auch an die Güte 
des B r e n n s t o f f e s der elektrische Betrieb die gering­
sten Anforderungen stellt.

Der Krieg bat selbstverständlich die Frage der Wirt­
schaftlichkeit der Betriebsführung zu einer ganz besonders 
wichtigen gestaltet. Aber gerade deshalb, weil es drin­
gendste Pflicht ist, die hochwertige und teure Steinkohle 
zu schonen, ist die Einführung der elektrischen Betriebs­
weise, in greifbare Nähe gerückt. Denn es liegt in der 
Natur der Sache begründet, daß trotz aller Vollkommenheit 
ihrer Bauweise die Dampflokomotive auf gleiche Triebrad­
leistung bezogen eine wesentlich größere Kohlenmenge ver­
braucht als die großen Stromerzeuger.sä'tze der Kraftwerke. 
Als Kohlen verbrauch des Dampfbetriebes darf dabei selbst­
verständlich nicht nur diejenige Kohlenmenge eingesetzt 
werden, die auf den Rost des Lokomotivkessels während der 
Fahrt des Zuges geworfen wird, sondern es sind sämtliche 
Verluste zu berücksichtigen, die, angefangen von der Stelle, 
wo die Kohle von der Eisenbahnverwaltung übernommen 
wird, beim Weiterbefördern, Lagern und Laden entstehen. 
Hinzu kommt der Kohlenverbraueh während des Stillstandes 
und des Anheizens der Dampflokomotiven. In einer sehr 
lesenswerten Abhandlung macht über diese Verhältnisse ein 
hervorragender Kenner des Dampflokomotivbaues und -be- 

triebes, der Regierungs- und Baurat Hammer*), mit Benutzung 
genauer statistischer Unterlagen die Feststellung, daß der 
gesamte Kohlenverbrauch mit den oben angedeuteten Ver­
lusten bei der preußisch-hessischen Staatseisenbahnverwal­
tung i. J. 1912 für eine am Radumfang der Lokomotiven ge­
messene Pferdestärkenstunde 2,22 kg betrug, dies ergibt für 
eine Kilowattstunde 3 kg. Dieser Wert stellt das Mittel aus 
dem Verbrauche sämtlicher damals vorhandenen Lokomo­
tiven, also auch derjenigen älterer Bauart dar, die offenbar 
mehr Kohle als neuzeitliche verbrauchen, so daß sich unter 
der Annahme, daß nur neue Bauarten vorhanden wären, 
der Kohlenverbrauch auf etwa 2,7 kg/Std. ermäßigen dürfte. 
Welche Kohlenmenge wird demgegenüber bei elektrischer 
Zugförderung, bezogen auf die gleiche Leistung an gleicher 
Stelle, verbraucht? Es soll dabei vorausgesetzt werden, daß 
die für Fernbahnen allein in Frage kommende Stromart, 
hochgespannter einfacher Wechselstrom, verwendet wird, der 
als solcher im Kraftwerk erzeugt wird, wobei also zur Fort­
leitung des Stromes vom Kraftwerk bis zu den Fahrleitun­
gen nur ruhende Umspanner, keine Maschinenumformer be­
nutzt werden; zunächst aber soll noch Steinkohlenfeüerung 
im Kraftwerk angenommen werden. Nach den Erfahrungen 
neuzeitlicher großstädtischer und Ueberlandkraftwerk- 
betriebe beträgt der Kohlenverbrauch für eine im Kraftwerk 
erzeugte Kilowattstunde an den Maschinensammelschienen 
weniger als 1 kg/KwStd. Weiter unten werden Wege dafür 
angegeben, wie auch Bahnkraftwerke mindestens auf den 
Belastungsfaktor von sonstigen Großkraftwerken kommen 
können, so daß auch jene mit einem Kohlenverbraueh von 
1 kg/KwStd. auszukommen in der Lage sind. Gemäß Messun­
gen an ausgeführten Anlagen und eingehenden Berechnun­
gen geplanter Anlagen beträgt der mittlere Gesamtwirkungs­
grad zwischen Kraftwerk-Maschinensammelschiene und 
Triebradumfang unter Einrechnung sämtlicher. Nebenver­
brauche, wie Steuerstrom, Drucklufterzeugung, 64 bis 68 v. H. 
Rechnet man mit 65 v. H., so ergibt sich der auf die Arbeit 
am Triebradumfange bezogene Kohlenverbrauch zu 1,54 
kg/KwStd., bedeutet also gegenüber den beim Dampfloko- 
motivbetrieb festgestellten 2,7 kg eine Ersparnis .von rund 
1,16 kg für eine KwStd. am Triebradumfang oder von 43 v. H. 
der beim Dampfbetrieb aufzuwendenden! Kohlenmenge. Nicht 
berücksichtigt sind hierbei die Verhältnisse beim Verschiebe­
geschäft und im Bereitschaftsdienst. Da die stillstehende 
elektrische Lokomotive lediglich die ganz geringe Leerlaufs­
arbeit des Transformators, bei ausgelegtem Oelschalter über­
haupt keinerlei. Arbeit verbraucht, sind für diese Dienste 
noch größere Ersparnisse zu erwarten. Im Jahre 1913 be­
trug der Gesamtverbrauch an Lokomotivkohle im Bereiche 
der preußisch-hessischen Eisenbahnverwaltung rd. 11,4 Mill. 
Tonnen. Mit elektrischer Zugförderung und Stromerzeugung 
in Steinkohlenkraftwerken würde sich also eine Ersparnis 
von rd. 5 Mill, t Kohle' im Jahre ergeben.

Hammer, Dio Entwicklung des Lokomotlvparkcs bei den preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen. Berlin 1912, F. C. Glaser,
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Im Vorstehenden sind die Verhältnisse vor dem Kriege 
zugrunde gelegt. Da während des Krieges, insbesondere 
in letzter Zeit, die Steinkohle infolge der mangelhaften Aus­
lese wesentlich an Güte eingebtißt hat (der durchschnittliche 
Heizwert von früher rd. 7000 WE/kg ist auf etwa 5700 und 
darunter gesunken), so würden sich unter den jetzigen Ver­
hältnissen entsprechend größere Ersparnisse herausstellen. 
Es mag beiläufig erwähnt werden, daß durch die vorher­
gehenden Bemerkungen nicht etwa angeregt werden soll, 
alsbald das gesamte Eisenbahnnetz zu elektrisieren; die an­
geführten Zahlen sollen vielmehr nur dazu dienen, ein 
a u g e n f ä 11 i g e s B i 1 d v o n d e r h o h e n B e d e u t u n g 
der elektrischen Zugförderung zu geben.

Wenn wir uns in die Brennstofffrage vertiefen, so er­
kennen wir einen weiteren,- besonderen Vorzug der elektri­
schen Betriebsweise, der für die ganze Volkswirtschaft von 
hervorragender Bedeutung ist., Die meisten bestehenden 
Großkraftwerke verfeuern zwar immer noch hochwertige 
Nußedelkohle, die Brennstoffwirtschaft weist aber auch Wege, 
Kleinkohle zu verwenden, was beispielsweise im Bahnkraft­
werk Mittelsteine geschieht, das den Strom für die schlesi­
schen Gebirgsstrecken liefert. Ferner können mit Vorteil­
sonstige minderwertige Brennstoffe verfeuert 
werden,, wie Braunkohle im Bahnkraftwerk Muldenstein, das % 
die elektrisierten Strecken der Eisenbahndirektion Halle 
(Saale) mit Strom versorgt. Wir ersehen hieraus, daß die 
preußische Eisenbahnverwaltung bereits vor dem Kriege es 
sich hat angelegen sein lassen, hochwertige Heizstoffe nach 
Möglichkeit zu sparen. Die nach dieser Richtung besonders 
wieder von Wittfeld geförderten Bestrebungen gehen aber 
noch dahin weiter, eine unmittelbare Verfeuerung des Brenn­
stoffes überhaupt zu vermeiden, diesen vielmehr zu vergasen, 
wobei sehr wertvolle Erzeugnisse gewonnen werden. . Wäh­
rend des Krieges ist es dem Professor Drawe in Saarbrücken 
gelungen, für Rohbraunkohle einwandfrei arbeitende Ver­
gaser zu schaffen. Die Torfvergasung bereitete weniger 
Schwierigkeiten. Es bestand vor' dem Kriege bereits ein 
Torfvergasungskraftwerk im Schweeger Moor (nördlich von 
Osnabrück), dessen Vergasungsteil die Deutsche Mondgas- 
und Nebenprodukten-Gesellschaft m. b. H. geliefert hat.

Bei der Vergasung der Braunkohle und des Torfes wird 
zweckmäßigerweise auf Erzeugung eines öligen Urteers hin­
gearbeitet, aus dem wertvolle Treib- und Schmieröle zu ge­
winnen sind. Diese kann die Bahnverwaltung im eigenen 
Betriebe zum Antrieb von selbstfahrenden Oellokomotiven 
und Oeltriebwagen benutzen, die auf schwach befahrenen 
Strecken oder zur Abflachung von Spitzen des elektrischen 
Betriebes zu verwenden sind. Ferner entsteht bei der Ver­
gasung schwefelsaures Ammonium; auch gelingt es, in dem 
Brennstoff etwa enthaltenen Schwefel auszuscheiden. Be­
sonders wertvoll sind die nitrosen Abgase der Gasmaschinen, 
die sich zu Salpetersäure verarbeiten lassen.

Von mehreren Seiten ist noch vor nicht allzu langer 
Zeit der Einwand erhoben worden, daß zur Erzeugung einer 
bestimmten elektrischen Arbeit der Vergasungsprozeß eine 
wesentlich größere Kohlenmenge verbraucht als der bisher 
übliche Dampfkesselbetrieb. Dies trifft jedoch bei Verwen­
dung von Gasmaschinen keineswegs zu. Eingehendere Be­
rechnungen und Versuche lassen erkennen, daß mit einem 
Belastungsfaktor (Verhältnis der mittleren Jahresbelastung 
zur Höchstleistung) von 30 v. H. der Kohlenverbrauch in 
beiden Kraftwerks arten der gleiche ist. Steigt der Belastungs­
faktor, so sinkt der Kohlenverbrauch im Vergasungskrafl- 
werk und beträgt bei einem Belastungsfaktor von 100 v. H. 
nur noch das 0,85fache des Kohlen Verbrauches im Dampf­
turbinenkraftwerk.

In reinen Bahnkraftwerken wird der Belastungsfaktor 
allerdings im allgemeinen selten 30 v. H. übersteigen. Es 
bestehen aber zahlreiche Möglichkeiten, -den Belastungsfaktor 
zu vergrößern, insbesondere durch Abgabe von elektrischer 

Arbeit für Stromversorgung benachbarter Gebiete, nament­
lich für chemische Prozesse, die ohne Gefährdung der Güte 
des Erzeugnisses und ohne wesentliche Wärmeverluste zu 
beliebiger Zeit eingeschränkt oder abgebrochen werden kön­
nen. Unter Umständen kommen auch andere Betriebe in 
Frage, z. B. Elektrostahlerzeugung in mäßigem Umfange, 
die gerade für eine Eisenbahnverwaltung von großer Be­
deutung ist, da sich auf diese Weise der Schrott der Werk­
stätten nutzbringend im eigenen-Betriebe, z. B. zur Herstel­
lung von Radreifenstahl, verwerten läßt. Auch für die all­
gemeine Stromversorgung kann der im Kraftwerk erzeugte 
einfache Wechselstrom in Einankerumformern in Drohstrom 
von 50 Perioden umgewandelt werden, was schon seinerzeit 
bei Festlegung der Frequenz von 16%- = als aussichts­
reich erkannt -wurde. Inzwischen ist es dem Prof. Dr. ’P. 
Müller (Bergmann Elektrizitätswerke) gelungen, einen mit 
sein- geringen Verlusten arbeitenden Einankerumformer 
durchzubilden. Vorhandene Gleichstromnetzc können, vor­
teilhaft mittels Quecksilberglßichrichter (Brown, Boveri u.

■Go.) an die Wechselstromleitungen angeschlossen worden. 
Wie durch Einschieben von freizügigen Lokomotiven Be­
lastungsspitzen herabgedrückt werden, können, ist bereits an 
anderer Stelle angedeutet.

Diejenigen Länder, die über Wass e r k r ä f t o ver­
fügen, in Deutschland hauptsächlich die Voralpenländer, 
werden ihre vor dem Kriege äugest,eilten Untersuchungen 
über die Einführung des elektrischen Zugbetriebes von neuem 
durchgehen müssen, wobei sich ergeben wird, daß wogen der 
außerordentlich hohen Kohlenproiso die Wirtschaftlichkeit 
der elektrischen Betriebsweise schon bei schwächerem Ver­
kehr einsetzt, als cs früher der Fall war. Der große Vorzug 
der Stromerzeugung in den Wasserkraftwerken besteht da,rin, 
daß Naturerzeugnisse, die nur in beschränktem Maße vor­
handen sind, und zu deren Förderung eine verhältnismäßig 
große Anzahl von Menschen gehört, überhaupt nicht ver­
braucht werden. Man darf sich allerdings der Erkenntnis 
nicht verschließen, daß der Preis einer im Kraftwerk erzeug­
ten Kilowattstunde im allgemeinen nicht viel billiger aus- 
iällt als der Strompreis dos Vorgasungskraftworkos. Die 
Ursache hierfür ist hauptsächlich darin zu finden, daß die 
Ausbaukosten eines Wasserkraftwerkes im allgemeinen ein 
Mehrfaches der Gestehungskosten eines Wärmekraftwerkes 
betragen — die Kosten für Erdarbeitern haben eine fast un­
erschwingliche Höhe erreicht —, und daß öfters wegen der 
Abgelegenheit der Wasserkräfte längere und daher teurere 
Fernleitungen notwendig sind als bei Wärmekraftwerken.

In den vorstehenden Zeilen sollten keineswegs 
a 1 1 c V o r z ü g o des elektrischen Betriebes gegenüber dem 
Dampfbetrieb gekennzeichnet werden. Für diesen Zweck 
wäre die Darstellung allzu lückenhaft, oh wurde vielmehr 
lediglich zu beweisen versucht, daß der elektrische Bahn­
betrieb unter den gegenwärtigen Verhältnissen für viele. 
Lande,steile eine größere Berechtigung als der Dampfbetrieb 
besitzt. Das Bild wäre aber unvollständig, wenn nicht auf 
die B e d e n k e n eingegangen wird, die namentlich in letzter 
Zeit wieder in verschiedenen Zeitschriften und Zeitungen 
gegen die Einführung dds elektrischen Bahnbetriebes geltend 
gemacht werden. So wird immer wieder darauf hingewiosen, 
daß ein elektrisches Fahrzeug nur mit der ihm von vorn­
herein zugedacliten Stromart betrieben werden kann. Dios 
ist selbstverständlich richtig, aber nicht als Nachteil zu be­
zeichnen. Denn für eine Einführung des elektrischen Bahn­
betriebes im (großen ist es Vorbedingung, daß zunächst eine 
Einigung über Stromart vorgenommon wird, genau so wie 
man sich im allgemeinen Eisenbahnbetrieb über Spurweite, 
Umgrenzungslinien, Fahrzeugkuppelungon u. dorgl.,. geeinigt 
hat. Daß solche Einigungsbestrobungou im eloktriHohen 
Bahnwesen bereits einen guten Schritt vorwärts gekommen 
sind, ist oben schon ausgeführt.

Ein weiteres Bedenken richtet sich gegen die angeblich 
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starke Beanspruchung des Ober- und Unter­
baues der Bahn. Es mögen einige Fälle vorgekommen sein, 
wo die Gleisanlagen durch die elektrischen Fahrzeuge in er­
hebliche Mitleidenschaft gezogen worden sind. In Amerika 
sind beispielsweise außerordentlich große Ankermassen un­
mittelbar auf den Achsen befestigt worden. Es sind aber 
auch zahlreiche andere Fälle bekannt, wo nachgewiesener- 
maßen der elektrische Bahnbetrieb die Gleisanlage mehr 
schont als der gleichartige Dampfbetrieb. So sind auf der 
elektrischen Burgdorf—Thuner Bahn wesentlich geringere 
Gleisunterhaltungsarbeiten zu leisten als auf der etwa die 
gleichen Betriebsverhältnisse aufweisenden Emmentalbahn. 
Im übrigen ist ja stets das Mittel anwendbar, die Motoren 
abgefedert zu lagern, und es ist dann nicht einzusehen, wes­
halb ein so gebautes elektrisches Fahrzeug, dessen beweg­
liche Massen nur Kreisbah­
nen beschreiben, den Ober­
bau mein’ angreifen soll 
als ein Dampffahrzeug mit 
teilweise unausgeglichenen 
Massen.

Weiterhin verlangt die 
Eintühruiig des elekIrischen 
Betriebes in den meisten 
Fällen einen gewissen Auf­
wand an B a u - u n d B e - 
t r i e b s k o s t e n für den 
Schutz benachbarter Rohre 
und elektrischer Schwach­
stromleitungen. Auf die nur 
bei Gleichstrombahnen vor­
kommenden elektrolytischen 
Zerstörungen braucht hier 
nicht weiter eingegangen zu 
werden. Die Beeinflussung 
der Telegraphenleitungeil 
durch Wechselstrom kann 
aber, wie neuere Versuche 
und ' Anordnungen zeigen, 
unschädlich gemacht wer­
den. .Die eine Art dieser

E Ick t r i s c he Güt e r z u g 1 o k o m o t i v e B -I- B + B f ü r d i e s c h 1 o s i s c li e n Gebirgs­
bahnen (Siemens - Schuekert Werke G. m. b. H., Berlin).

Beeinflussungen, die statischen Ladungen, lassen sich 
durch besondere Leitungen, die gegenpolig ■ wie der Bahn­
strom gespeist werden, aufheben. Solche Hilfsleitungen 
können übrigens nach einem bemerkenswerten Verfahren der 
schwedischen Staatsbuhn nutzbringend als Licht- oder Krafi- 
versorgungslcitungen mit beliebiger Stromart gespeist wer­
den. Dio Induktionswirkungen lassen sich durch Einbau 
von Saugeumspannern und weiterhin durch eine unterteilte 
Fahrleitung bis auf ein geringes Maß beseitigen. Die in 
den Schwachstromleitungen dann immer noch auftretenden 
Restspannungen, die wahrscheinlich im allgemeinen nur emp­
findliche Telegräphenapparate stören werden, lassen sich., 
neueren Versuchen nach zu urteilen, durch Einbau von Glüh­
kathodenröhren in die Schwachstromleitungen aufheben.

Mehrfach ist der hohe Au s b e ss e r ungsst and der 
elektrischen Fahrzeuge bemängelt worden.
lieh hin und wieder eine beträchtliche Zahl von Fahrzeugen 
in der Werkstatt stand, so kann dies nur als vorübergehende 
Erscheinung, die durch die gegenwärtigen unglücklichen Ar­
beitsverhältnisse bedingt ist, erklärt werden, wobei berück­
sichtigt werden muß, daß vielfach auch ganze Dampfbahn­
netze wegen Mangels an betriebsfähigen Lokomotiven ihren 
Betrieb haben einstellen müssen. Wenn man die Verhält­
nisse in ruhigeren Zeiten betrachtet, so erkennt man ohne 
weiteres, daß die Ausbesserung von elektrischen Fahrzeugen 
nicht im geringsten schwieriger ist als die von Dampffahr­
zeugen, und daß, wenn es darauf ankommt, bei besonderen 
Ereignissen den elektrischen Betrieb zu verstärken, dies auch 
immer durch rasche Fertigstellung der Ausbesserungsarbel- 

Wenn tatsäch- i Bahnbetrieb ist lahmgelegt.

ten geglückt ist. Es mag hier nur an die Leistungen der 
elektrischen Hauptbahn Blankenese—Ohlsdorf während der 
Kaisertage im August 1911 erinnert werden, wo von 108 da­
mals vorhandenen Triebwagen 106 in einem glatt durchge­
führten Betrieb gehalten werden konnten. Gerade so wie 
bei Dampflokomotiven, überhaupt wie im gesamten Maschi­
nenbetrieb, ist auch hier die WerkstäWenfrage eine 
ganz außerordentlich wichtige, und es muß) leider festgestellt 
werden, daß manche Bahnverwaltungen ihren elektrischen 
Werkstättenbetrieb nicht ganz auf der Höhe halten. In die­
sem Falle kann sich der Ingenieur ohne weiteres die Miß­
erfolge erklären. Ist dagegen die Werkstatt mit zweckdien­
lichen Einrichtungen versehen, und beherrscht die Leitung 
und Aufsicht die Arbeitsmethode, so bewährt sich das elek­
trische Fahrzeug im Betriebe mindestens in derselben vor­

züglichen Weise wie unter gleichen Umständen unsere 
Dampflokomotiven. Als Musterwerkstatt für elektrische 
Fahrzeuge kann Ohlsdorf gelten.

Die angeblich leichte Zerstörbarkeit einzelner. Teile einer, 
elektrischen Bahn, von denen die Betriebssicherheit in hohem 
Maße abhängt, wird immer wieder als Nachteil der ganzen 
Betriebsweise ins Treffen geführt. Auch hier kann man 
nur vergleichsweise vorgehen. Daß eine Dampf bahn viel 
verwundbare Stellen hat, dürfte aus den Kriegserfahrungeri 
hinlänglich bekannt sein. Man braucht nicht immer gleich 
an Zerstörung des Oberbaues zu denken, sondern es genügt, 
eine Anzahl einander benachbarter Wasserstationen un­
brauchbar zu machen, was leicht und gründlich durch Zer­
störung der Pumpen geschehen kann, oder durch Brand­
bomben die Kohlenlager in Brand zu setzen, und der ganze

Ein sorgfältig verlegtes elek­
trisches Leitungsnetz mit Mehrfachspeisung ist nicht so ganz 
einfach zu zerstören, wie es auf den ersten Blick erscheint, 
und jedenfalls leichter auszubessern als maschinelle Einrich­
tungen.

So lassen sich alle Bedenken, die gegen die elektrische 
Zugförderung im Ernstfälle vorgebracht werden können, zer­
streuen, und es wäre zu wünschen, wenn sich gerade in 
unserem Lande, wo deutscher Fleiß und deutsche Wissen­
schaft in der Entwicklung des elektrischen Balmwesens ganz 
hervorragende und bahnbrechende Leistungen aufzuweisen 
haben, der elektrische Bahnbetrieb zum Segen des gesamten 
Volkes mit möglichst raschen Schritten Eingang verschaffen 
würde.
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Ingenieure in der Verwaltung.
Die Laufbahn der höheren Verwaltungsbeamten sowohl 

für den staatlichen als auch für den städtischen Dienst stand 
bis zu den Novembertagen des vergangenen Jahres fast aus­
schließlich den Juristen offen. Der Fehler dieses einseitigen 
Verwaltungsmonopols beruhte vor. allem darin, daß die rein 
juristisch vorgebildeten Beamten leider zu oft nicht in der 
Lage waren, die Bedürfnisse des praktischen Lebens in 
vollem Maße zu erkennen. Hier Wandel zu schaffen, hat der 
Ver ein D eu tsch e r Ingenieure als Vertreter eines 
Berufsstandes, der, in anderer Weise erzogen, sich dauernd 
in engster Verbindung mit der schaffenden Praxis halten 
muß, sich zur Aufgabe gemacht.

Bereits i. J. 1909 war der Verein an zuständige Stellen 
mit einer Eingabe herangetreten, in der der dringende 
Wunsch geäußert wurde, die Laufbahn der höheren Verwal­
tungsbeamten auch anderen Berufen, insbesondere den Tech­
nikern, zugänglich zu machen. Leider war dieser Schritt 
erfolglos. 1 **

*) Abdrucke werden auf Wunsch durch die Geschäftsstelle der Handels-
kammer Berlin, .NW 7, DoTotheenstr. 8, zugesandt.

Als dann die ersten Kriegsjahre zeigten, daß in den ver­
schiedenen Stellen der Militärverwaltung, auch im besetzten 
Gebiet und in den neuen Reichsämtern mit wirtschaftlichen 
Aufgaben, Angehörige auch anderer Berufe sich vollauf be­
währt hatten, glaubte der Verein Deutscher Ingenieure die 
Zeit für gekommen, seine Eingabe zu wiederholen. Aber 
auch dieses Mal hatte man für die berechtigten Forderungen 
des Vereins an zuständiger Stelle kein Ohr.

Da kam die Revolution und mit ihr ein Wandel der An­
schauungen, der aber leider dazu führte, daß man weit über 
das erstrebte Ziel hinausschoß. Man besetzt seitdem häufig 
Stellungen, z. B. der preußischen Minister, Unterstaatssekre­
täre, Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten, Polizeipräsi­
denten, Landräte, Bürgermeister und sogar vereinzelter besol­
deter Stadträte unter der Einwirkung parteipolitischer Er­
wägungen mit Männern, die in der Verwaltung völlig unge­
schult, also für derartige Posten gänzlich unfähig sind und 
somit für die Allgemeinheit eine außerordentliche Gefahr be­
deuten.

In dieser Zeit tiefster Not hat es der Verein Deutscher 
Ingenieure nun zum dritten Male, und zwar mit einer Ein­
gabe an den Ministerpräsidenten, unternommen, sich Gehör 
zu verschaffen. Wie in den beiden früheren Eingaben wird 
auf die überall sichtbar gewordenen Mängel hingewiesen 
und eine Reihe von Abänderungen vorgeschlagen. Es wird 
dargelegt, daß Auslese und Ausbildung der höheren Verwal­

tungsbeamten schon seit langem nicht mehr den durch die all­
gemeine Entwicklung in Deutschland veränderten und ge­
stellten Forderungen entsprechen, und zwar infolge der 
künstlichen Beschränkung in der Auslese der Bewerber und 
als Ergebnis der gesetzlich geschützten Einseitigkeit eines 
einzelnen Hochschulfachstudiums. Es ist dringend erforder­
lich, daß zu der Laufbahn in der höheren Verwaltung und 
der Diplomatie neben den aus der Universität hervorgegan­
genen Anwärtern Akademiker aller anderen Hochschulen, 
also auch der technischen, der Handels- und der landwirt­
schaftlichen Hochschule zugelassen werden. Akademiker 
aller Berufsklassen sollen zu den höheren, bisher nur mit 
wenigen Ausnahmen von Juristen bekleideten Aemtern in 
staatlichem und städtischem Dienst dann gelangen können, 
wenn sie in ihrem Wirkungskreis hervorragende, in jahre­
langer Tätigkeit erprobte Verwaltungsfähigkeit nachweiseu 
oder der jeweils für höhere Verwaltungsbeamte geltenden 
praktischen Ausbildung sich unterworfen haben.

Um bereits jetzt.Kräfte, die in dem weit versprengten 
freien Berufe der Technik tätig sind, sich aber .für den Dienst 
in der höheren Verwaltung eignen, zu erkennen und richtig 
einzuschätzen, sind besondere Einrichtungen für die richtige 
Auswahl zu treffen. Eine solche glaubt der Verein Deut­
scher Ingenieure mit folgender Forderung vorschlagen zu 
können:

Auch die Provinzen, Kreise und Gemeinden, wie über­
haupt alle öffentlichen. Körperschaften sollen gehalten sein, 
die Amtsstellen ihrer allgemeinen Verwaltung nicht wie bis­
her nur den Akademikern der Juristenschule, sondern, so­
weit überhaupt akademische Schulung verlangt wird, grund­
sätzlich Akademikern aller Hochschulen zugänglich zu 
machen. Der Verein erachtet es als besonders erstrebens­
wert, daß technisch-wirtschaftlich geschulte, in der Verwal­
tung erfahrene Kräfte häufiger zu dem Amte des Bürger­
meisters berufen werden, und daß mit allen Mitteln auf die 
Gemeinden eingewirkt wird, in ihren Stellcnausschreibungen 
die Möglichkeit der Bewerbung nicht auf die Akademiker 
der Juristenschule zu beschränken.

Auch den Chemikern den Weg zur Betätigung in der 
höheren Verwaltung und der Gerichtsbarkeit zu. eröffnen, 
bezweckt eine Eingabe des Vereins Deutscher Chemiker 
(Leipzig) au 'die. Deutsche Nationalversammlung, die, Reichs- 
regierung und die .Regierungen der deutschen Gliedstaaten. 

Kö.

Arbeit und Kapital.
Im Zusammenhang mit Untersuchungen über die voraus­

sichtlichen Wirkungen von Sozialisierungen auf Grund des 
Gesetzes vom 23. März 1919 sind der Handelskammer zu 
Berlin von ihrem Mitglied, Herrn Geheimen, Kommerzienrat 
F e 1 i x D e u t s c h , Vorsitzenden des Direktoriums der All­
gemeinen Elektrizitats Gesellschaft, zahlenmäßige Zusam­
menstellungen mit Erläuterungen über das Verhältnis des 
Anteils von Arbeit und Kapital am Ertrage einer größeren 
Zahl industrieller Unternehmungen übermittelt worden.*)

Die Schrift widerlegt zunächst den Gedanken, daß eine 
kleine Zahl von Kapitalisten den weitaus größten Teil des 
Gewinnes aus der industriellen Arbeit für sieh in Anspruch 
nimmt, während die Arbeiterklasse sich mit einem beschei­
denen Anteil daran begnügen muß. Der Verfasser entkräftet 
auch durch den Hinweis auf den Kurszettel der Berliner 
Börse, nach dem die Durchschnittsdividende aller Wert- 

papicre nicht mehr als ß% beträgt, die Behauptung, daß ein 
Zehntel der Bevölkerung — nämlich die Kapitalisten 
zwei .Drittel des Nationaleinkommens bezieht, während die 
übrigen neun Zehntel —- die Arbeiter — mit einem Drittel 
aligespeist werden. Selbst bei. glänzend fundierten Gesell­
schaften — es sind der. Berechnung 06 derartige Unterneh­
mungen zugrunde gelegt — ergab sich in den letzten 
1.0 Jahren eine Durehschnittsdividonde von 1.0 %. Nimmt 
man an, daß bei diesem Dividendensatz der Aktionär beim 
Erwerb etwa 200 %, häufig aber noch mehr bezahlt, so ist 
ihm sein angelegtes Kapital in Wirklichkeit nur mit 5% ver­
zinst worden. Da man aber ohne Risiko Staatspa piero mit 
sicherer Verzinsung von 5% kaufen kann, so bleibt dem Ka­
pitalisten keine Upberverzinsung als Risikoprämie für alle 
Schwankungen in der Politik, Konjunktur, Konkurrenz und 
Spekulation.

Die Haltlosigkeit des Aüsbeutungsgeredes tritt aber erst 
dann klar zutage,' wenn man sich der Mühe unterzieht, das 
Verhältnis festzustellen, in dem Löhne und Gehälter, die 
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von den Unternehmungen ihren Arbeitern und Angestellten 
gezahlt werden, sowie ihre Aufwendungen für staatliche, 
städtische und soziale Lasten zu den für die Dividenden 
gezahlten Beträgen stehen. Es ist dem Verfasser mit Hilfe 
seiner Beziehungen zu einer großen Anzahl von Gesell­
schaften der verschiedensten Industriezweige gelungen, die 
erforderlichen Unterlagen für seine Untersuchungen zu er­
halten. Das Ergebnis ist folgendes:

Dio 66 Gesellschaften haben zusammen ein Kapital von 
rund 2,5 Milliarden Mark. Der Gesamtbetrag der von ihnen 
während der letzten 10 Jahre jährlich durchschnittlich ge­
zahlten Dividenden beträgt' 250 220 000 M. Es entspricht 
dies, wie schon oben angedeutet, einer erheblich über dem 
Durchschnitt der Rentabilität des Berliner Kurszettels liegen­
den Durchschnittsdividende von 10 %. An Löhnen und Ge­
hältern wurden von diesen Gesellschaften in einem Zeitraum 
von 10 Jahren jährlich 1424800 000 M. gezahlt, während 
staatliche, städtische und soziale Lasten jährlich 217 160 00B 
Mark forderten. Die Dividenden haben also 13% dieser 
beiden Summen betragen, oder mit anderen Worten, von jeder 
Mark, die ausgegeben wurde, haben erhalten: Angestellte 
und Arbeiter 76,7 Pf., Staat und Städte 11,7 Pf, die Aktionäre 
11,6 Pf. Hierbei ist aber noch zu berücksichtigen, daß. ein 
großer Teil der Gesellschaften erhebliche Gewinne aus 
finanziellen Transaktionen, Dividenden aus Tochtergesell­
schaften und angeschlossenen Gesellschaften, auch ihr Aus­
lände, erzielt haben, für die die Arbeiter nichts geleistet und 
nichts beigetragen haben. Verteilt inan die bei den 66 Gesell­
schaften während der letzten 10 Jahre durchschnittlich jitlirlic.li 
gezahlten Dividenden von 215 220 000 M. restlos auf die 783 781 
Angestellten und Arbeiter dieser Unternehmungen, so würde 

bei diesen besonders gut rentierenden Unternehmungen auf 
Kopf und Stunde nicht mehr als 11 Pf. oder im Jahre nicht 
mehr als 270 M. entfallen. Bei der Zeiß-Stiftung, die eine 
ähnliche Einrichtung hat, ist die jährliche Nachzahlung seit 
20 Jahren nicht höher als 150- bis 200 M. auf den Kopf ge­
wesen. Ein Jahr hat sogar garnichts gebracht, obgleich Ge­
hälter und Löhne in Jena zu jeder Zeit erheblich geringer 
waren als in größeren Industriezentren. Auch bei den im 
Verein für die bergbaulichen Interessen in Essen zusammen­
geschlossenen Gesellschaften würde die restlose Verteilung 
aller Dividenden in den letzten 10 Jahren nur ein Mehrein- 
kommen von jährlich 240 M. auf den Kopf ergeben. Man 
könnte noch weitere Beispiele anführen, sie würden aber 
immer dasselbe ergeben, weil eben der Anteil des Kapitals 
an den Gewinnen nur ein sehr geringer ist.

Die vorgenannten Zahlen schließen durchweg mit De­
zember 1917 oder Juni 1918 ab. Eine Aufstellung nach dieser 
Zeit muß nach den ungeheuren Erhöhungen von Löhnen 
und Gehältern, die seit dem November 1918 eingetreten sind, 
das Verhältnis von Dividenden zu diesen noch ganz außer­
ordentlich verschlechtert erscheinen lassen.

Der Verfasser weist weiter in seiner Schrift nach, daß 
die Aktien der großen Gesellschaften auf eine große Zahl 
von Besitzern verteilt sind, und widerlegt somit die Behaup­
tung, daß die. Dividenden in die Taschen weniger Käpita-' 
listen fließen.

Weiter wird noch der Wert der stillen Reserven betont 
und zum Schluß eine Organisation des Wirtschaftslebens ge­
fordert, durch die für die Gesamtheit des Volkes der größt­
mögliche Nutzen erzielt wird, damit das Wort „Soziali­
sierung“ nicht eine leere Redewendung bleibt. Kö.

Mitteilungen aus dem gesamten Verkehrswesen.
Haupt-, Neben- und Kleinbahnen.

Eine Fachschule und freie Hoch schule für 
Eisenbahner aller Dienstgrade ist in Berlin gegründet wor­
den. Es sollen u. a. gelehrt werden: Maschinenschreiben, Mathe­
matik, Sprachen ('Englisch, Französisch, Polnisch, Russisch, Schwe­
disch), Stenographie, Volkswirtschaftslehre, Verkehrs-, Betriebs- 
und technischer Dienst, Gesetzeskunde, Lokomotiv- und Wagen­
bau, Werkstätten wesen, Materialienkundo, Fach- und Konstruk- 
tiouszeieliuon, Ban- und Elektrotechnik, Oberbau, Stellwerks- und 
Tclcgraphouaulagcn sowie allo sonstigen für den Eisenbalmdienst 
erforderlichen Fächer. Zur Vervollständigung der theoretischen 
Kenntnisse finden praktische Ucbungen im Betriebe sowie Be­
sichtigungen größerer moderner gewerblicher Anlagen statt.

.Dio Teilnehmergebühr beträgt halbjährlich 15 M.; für diesen 
Betrag sind die Teilnehmer berechtigt, an so viel Unterrichtsfächern 
teil’/,unclmiou, wie. sie wünschen. Der Beginn des ersieh Winler- 
souiestors wird noch bokanntgegebon, Auskünfte werden von 
Herrn Workführcr Linow, Berlin SW, Teltower Str. IG, erteilt.

D n s V e r k e h r s b ü r o d c r E i s o n b a h n d i r c k t i o n 
Berlin, das Anträge auf Rückerstattung von Fahrgeld und Ge- 
päckfraebt sowie auf Entschädigung für Verlust, Minderung oder 
Beschädigung von Reisegepäck und von Gütern bearbeitet, sowie 
die Diebstahls-Ueborwacinmgs-Abteilung sind von dem Schöne­
berger Ufer nach der Königgrätzer Str. 105, 2. Quergebäude, ver­
legt worden.

Bahnprojekt S a 1 z b r u n n—B o 1 k e n h a i n. Das seit 
der Zeit vor dem Kriege verfolgte Projekt der Schaffung einer 
direkten Bahnlinie von Salzbrunn nach Bolkenhniu ist jetzt wieder 
aufgenommen worden. Dem Magistrat in Bolkenhain ist vom Be­
zirksausschuß in Breslau die. Genehmigung 'zur Ausführung der 
Vorarbeiten für den Bau einer vollspurigen Kleinbahn auf der ge­
nannten Strecke erteilt worden.

Die U n t o r b i 1 a n z d e r S c h w e i z e r i s e h e n B u n - 
d e s b a h n e n. . Dio G.ejieraldirektion und die ständige Kommission 
der Schweizerischen Bundesbahnen legen den Voranschlag dieses 

Unternehmens für 1920 vor. Er ergibt einen Ausgabeüberschuß 
der Gewinn- und Verlustrcchnung von 49 Mill. Franken, zusammen' 
mit den Fehlbeträgen der früheren Jahre auf Ende 1920 einen Ge- 
samtfehlbetrag auf Rechnung der Verlust- und Gewinnrechmmg 
von 230 Mill. Franken.

D i e s c h w e i z o r i s c h c L o k a 1 b a h u F r a u e n f e 1 d—W i 1 
schließt das Jahr 1918 infolge der Kohlenfeuerung und der Lohn- 
ansprüehe mit, einem Verlust von rund 72 000 Fr. bei völlig er­
schöpften Rücklagen ab. Der Verwaltnngsrat beabsichtigt durch 
Einführung elektrischen Betriebes, dessen Kosten auf etwa 1,25 
Mill. Franken veranschlagt werden, das Unternehmen auf eine ge­
sunde Grundlage zu stellen.

E in W e 11 b e w e r b f ü r d c n B a u einer Ei s e nb a h n - 
' J> r il c k e i n 6 t o c k h o 1 m , den die schwedische Staatseisenbahn­
verwaltung zwischenstaatlich ausgeschrieben hatte, hat ein für die 
deutsche Arbeit rühmliches Ergebnis gezeitigt. Es handelte, sich 
um eine 700 in lange Brücke mit 28 m hoch liegender Fahrbahn 
über die neue durch die schwedische Hauptstadt zu führende 
Sehiffahrtrinne. Unter den 33 eingegangenen Arbeiten erhielt den 
ersten Preis von 15 000 Kronen der Entwurf, den die Maschinen­
fabrik Augsburg-Nürnberg in Gustavsburg bei Mainz, die A.-G. 
Dyckerhoff u. Widmann in Biebrich, die A.-G. Arcus in Stockholm 
und die schwedischen Architekten Sven Jonsson und Olof Lundgren 
ausgearbeitet hatten. Den zweiten Preis errang eine schwedische 
Unternehmung, den dritten in Höbe von 5000 Kronen die A.-G. 
Friedrich Krupp in Rheinhausen in Verbindung mit Grün u. Bil­
finger, A.-G. in Mannheim.

D i e Wiederherstellung des französischen 
E i s enb a h nm a t e r i al s. Seit einiger Zeit finden Verhand­
lungen im Pariser Ministerium der öffentlichen Arbeiten statt, 
deren Gegenstand die Wiederherstellung des Eisenbahnmaterials 
ist. An diesen Verhandlungen beteiligen sieh die Vertreter der 
verschiedenen Eisenbahnlinien, Fabrikanten von Eisenbahnmate­
rial und die Vertreter der staatlichen Behörden für die alten 
Werkstätten der Rüstungsindustrie. Minister Claveille hat die 
Einrichtung eines Zentralbüros veranlaßt, das sich nur mit Re-
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Pause wieder in 
Phot. Sennecke-

Der Badische Bahnhof in Basel, der nach fünfjähriger 
Betrieb genommen' wurde.

paraturangelegenbeiten befassen soll, und an das allein die In­
dustriellen sieh in Zukunft wenden sollen, anstatt durch. Besuch 
der Büros der einzelnen Eisenbahnlinien kostbare Zeil zu ver­
lieren. Der Minister hat die Industriellen über die gegenwärtigen 
Fabrikationsbedürfnisse befragt und die Eisenbalmgesellschaften 
ersucht, sieh tätig an der Versorgung der Industriellen mit den 
nötigen Rohstoffen und Geräten zu beteiligen. Die Industriellen 
wurden eingeladen, sich mit den staatlichen Behörden wegen Mie­
tung von Anlagen in Verbindung zu setzen, die für die Errichtung 
großer Reparaturwerkstätten für Lokomotiven und Wagenmaterial 
in Frage kommen. Eine Reihe praktischer Maßnahmen wurde so­
fort getroffen, um die dringend notwendige Wiederherstellung des 
rollenden Materials zu beschleunigen.

das Blocksystem eingeführt. Unter ihnen sind 
2900 km, auf denen selbsttätige Blockvorrich­
tungen eingebaut wurden. Auf Strecken von 
über 2400 km Länge waren selbsttätige Blocks 
ini Bau. Für 1919 ist die Ausrüstung von 
2100 km mit selbsttätigen und von 225 km mit 
handbedienten Blockeinrichtungen in Aussicht 
genommen.

An Lokomotiven wurden 1918 4888 Stück 
bestellt, von denen 2086 zur Ausfuhr, und 
zwar 1404 allein für das amerikanische Heer 
in Frankreich bestimmt waren. Im ganzen 
wurden im Laufe des Jahres 6175 Lokomoti­
ven gebaut, davon 2807 für die Eisenbahnen 
des Meeres. Der Abschluß des Waffenstillstan­
des hatte die Zurückziehung vieler Aufträge 
zur Folge. Der Bau von Personenwagen 
war sehr unbedeutend; es wurden nur 1573 
solche Wagen gebaut und 157 bestellt. Um 
so größer war die Zahl der im .fahre 1918 
gebauten Güterwagen, nämlich. 121 708; von 
ihnen waren zwei Drittel für die Vereinigten 
Staaten selbst, ein Drittel für das Ausland 
bestimmt.

Die Einführung einheitlicher Bauarten 
für die Lokomotiven der verschiedenen Eisen­
bahnen hat die Schnelligkeit ihrer Her­
stellung stark vermindert und Anlaß zu 
großen Schwierigkeiten bei der Untorhallung 
und Instandsetzung der Lokomotiven gc-

geben. Um den dringenden Bedarf zu docken, wurden wahrend 
des Krieges etwa 10 000 alte Lokomotiven umgobaut und ver­
bessert.

Bau eine r m and sch ur i b ch on B ahn m i t jn pa - 
nischem G e l d e. Zwischen der chincsisehei! Regierung und 
japanischen Bankiers wurde ein Abkommen getroffen, in der 
Mandschurei Eisenbahnen von insgesamt 200 Meilen (englische) zu 
bauen. Der Bau dieser Linien entspricht einem Teil der Eison- 
bahnkoxizessionen aus dem chinesisch-japanischen Vertrag von 1915.

Straßenbahnen.
Geplante Verstaatlichung der böhmischen 

Bahnen. Wie verlautet, beabsichtigt die tschechoslowakische 
Regierung kurz nach dem Abschluß des Friedensvertrages die 
Verstaatlichung der Aussig-Teplitzer Eisenbahn und der Buseh- 
tiehrader Eisenbahn. Die Direktion der Aussig-Teplitzer Eisen­
bahn wird in Teplitz verbleiben. Budweis soll eine eigene Staats- 
balmdirektion erhalten.

Ersparnisse der Eisenbahnen durch O e1f eue- 
rung. „Wall Street Journal“ vom 21. August berichtet aus St. 
Louis: Die Missouri, Kansas and Texas Railroad berechnet, daß sie 
durch Anwendung von Oelfeuerung etwa' IBj Mill. Doll, jährlich er­
sparen wird. Ihre Kosten für Kohlenfeuerung betrugen im Jahre 
1918 etwa 6 250 000 Doll.; die Kosten der Oelfeuerung werden sich 
nach dem mit der Carson Petroleum Co. in Chikago getroffenen 
Abkommen im Jahre 1920 auf weniger als 4 750 000 Doli, belaufen. 
Nach Angabe von Sachverständigen kommen 3% barreis Oel 1 t 
Kohle gleich. Der Durchschnittsverlust der Kohle zwischen Grube 
und Lokomotive wird von den Sachverständigen auf 5 v. H. ge­
schätzt. Die Carson Petroleum Co. hat mit der Missouri, Kansas 
and Texas Railroad einen Vertrag abgeschlossen, nach dem sie ihr 
auf die Dauer von fünf Jahren jährlich 3 Mill, barreis Oel liefert, 
wogegen sie 750 000 Doll. Verwalter-Zertifikate in Zahlung nimmt.

Die amerikanischen Eisenbahnen im Jahre 
1918. Infolge der Inanspruchnahme aller Kräfte durch den Krieg 
ist der Eisenbahnbau in den Vereinigten Staaten im Jahre 1918 
schwächer gewesen als während der letzten 50 Jahre; es sind nur 
1160 km neue Eisenbahnen gebaut worden. Dagegen sind große 
Erweiterungen in Güterbahnhöfen, Lokomotivschuppen, u. dgl. 
ausgeführt worden und auch zahlreiche Gleisvermehrungen vorge- i 
nommen worden. Eisenbahnstrecken von zusammen 1900 km Länge! 
wurden auf gegeben, und zwar 1545 km dauernd und 355 km vor­
übergehend. Auf Strecken von zusammen, 3125 km Länge wurde!

: B e t r i e b s r ii f e - G e s e t z. Der Arbeitgeberverband del' 
Deutschen Straßenbahnen, Kleinbahnen und Privatoisonbahnon e. V. 
hat an das Roidisarbeitaniiuistcrium eine Eingabe gerichtet, in 
der beantragt wird, daß die Bestimmungen der SS 34 und 38 des 
Betriebsrätegesetzes nicht auf die privaten Verkelirsunternolimun- 
gen angewendet werden, weil die Arbeitgeber in den privaten 
Verkehrsunteruehmungen bei der Aufstellung der Dienstvorschrif­
ten und Arbeitsordnungen an die Entscheidung der Aufsichts­
behörde gebunden sind.

Eine Automobil-Str a ß o n b a h n wird jetzt in Breslau 
erprobt. Diese Ersatzstraßenbahn 'besteht aus zwei oder drei An- 
hängowogen, die an Stelle des Motorwagens von einem Lastauto-, 
mobil gezogen werden. Sie ist dazu bestimmt, den Slraßcubahn- 

■ betrieb, der infolge "Kohlenmungels frühzeitig eingestellt wird, 
während der Spätabendstunden notdürftig aufrecht zu erhalten.

F1 u ß h ä f e n u n d S t r a ß e n b a h n e n. Der französische Mi­
nister der öffentlichen Arbeiten, der Transporte und der Handels­
marine, Claveille, hat den Präfekten folgendes Rundschreiben über 
den Anschluß von Straßenbahnlinien an die Flußhäfen zugoslellt:

„Meine Aufmerksamkeit wurde auf die Bedeutung gelenkt, die 
der Anschluß von Straßenbahnlinien an die Flußhäfen für.die Be­
förderung jener Waren haben könnte, die für an diesen Linien ge­
legene Fabriken bestimmt sind.

Die in dieser Beziehung während des Krieges, namentlich in 
Lyon und Toulouse, gemachten Erfahrungen — denn dort wurden 
Transporte dieser Art bereits bewerkstelligt — beweisen, daß es 
durchaus vorteilhaft wäre, die Direktionen der Straßenbahnen zu 
veranlassen, einen derartigen Weg zu betreten. Es ergibt sich in 

^jder Tat aus den von meinem Kontrolldienst gesammelten Erfah- 
irungen, daß die Ausführung solcher Transporte es möglich ge­

macht hat, während-^des Krieges die Tätigkeit der Fabriken zu 
erleichtern, ohne (daß es nötig gewesen wäre, sich anderer Trans­
portmittel zu bedienen, ohne eine Vermehrung deren eigenen
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Wagenparkes zu veranlassen, und ohne daß Verkehrsstockungen 
hervorgerufen wurden, die auf Zentralplätzen von der Bedeutung 
wie Lyon äußerst nachteilhaft für die Fabrikation gewesen wären. 
Es muß indessen hinzugefügt werden, daß Transporte dieser Art 
in’ Friedenszeiten besondere Vorsichtsmaßregeln erfordern. Das 
Vorhandensein von offenen oder gedeckten Güterwagen in Per­
sonenzügen oder das Einschieben von Lastzügen zwischen die 
Personenzüge könnte während der Fahrt oder aus anderen unver­
meidlichen Ursachen Zwischenfälle herbeiführen und vor allem 
eine weniger große Regelmäßigkeit in dem Verkehr der Straßen­
bahnen selbst verursachen. Um einem solchen Uebelstande abzu­
helfen, würde, zum Beispiel, eine Einschränkung der Erlaubnis 
des Verkehrs von Güterzügen auf solche Stunden notwendig sein, 
in denen der Güterverkehr vom Verkehr des Publikums auf den 
Straßenbahnen unabhängig gemacht werden kann. Es müßte 

namentlich verlangt werden, daß dieser Güterverkehr nur in Zwi­
schenpausen stattfindet, oder wenn der Verkehr der Reisenden 
woniger intensiv ist.

Abgesehen von diesen unentbehrlichen Vorsichtsmaßregeln 
aber bieten die Anschlüsse, von denen hier die Rede ist. ein wirk­
liches Interesse, und es ist wohl angezeigt, ihre Durchführung zu 
ermutigen. Es würde sich hierbei in de? Hauptsache und in erster 
Linie darum handeln, daß eine Abmachung zwischen den Antrag­
stellern, den Straßenbahnlinien und den Stadtbehörden zustande 
käme, damit die Lasten und die Gewinne unter den Beteiligten ge­
recht verteilt werden können.

Es müßte also in jedem dieser Fälle eine besondere Einigung 
erzielt worden. Sollte aber ein Abkommen zwischen den Inter- 
ossiorten nicht zu ermöglichen sein, so scheint es geboten, nach 
Einholung des Gutachtens der Handelskammern sich, an eine höhere 
Verwaltungsstelle zu wenden, um durch diese eine ministerielle 
Entscheidung herbeizu führen.

Ich bitte Sie, die Frage in dem hier angegebenen Sinne ein­
gehend zu prüfen. Wohlverstanden soll die Ihrerseits vorzuneh- 
mendo Prüfung sieh sowohl auf die administrative wie auf die 
teehniseho Seite, der Frage hin erstrecken, Ferner soll diese Prü­
fung gemeinsam mit den Chefingenieuren für die Flußschiffahrt 
und. mit denen der ßtraßenbnbnkontrollo vorgenommenn werden. 
Beide Teile haben mir alsdann in Form eines gemeinsamen Be­
richtes ihre Vorschläge zu. übermitteln.“

B o n z o 1 - ö 1 e k t r i s c h e T r i e b wagen in Am er 1 k a. 
Die Minnesota Northwestern Electric Railway, eine Nebenbahn von 
32 km Streckenlänge, führt dem Betrieb mit nur einem benzol- 
elektrischen Triebwagen durch. Der Wagen hat eine Länge zwi­
schen den Puffern von 21,3 m und ein Leergewicht, von 47 t. Der 
imlitzylindrige Verbrennungsmotor mit einer Leistung von 200 PS. 
ist unmittelbar mit einem 80-KW-Dynamo von 600 Volt Spannung 
gekuppelt, die zwei Motoren von jo 100 PS. mit Strom versorgt.

Fahrplanmäßig verkehrt wochentäglich in jeder Richtung ein 
Personenzug und ein gleichzeitig .Personen befördernder Güter- 
zug; an Sonntagen ruht der Betrieb. Als Personenzug fährt der 
Motorwagen allein, im gemischten Betrieb wächst das Gesamt- 
zuggewieht durch die angellängten Güterwagen gelegentlich auf 
300 t.

In den vier Jahren von 1915 bis 1918^wurden 197 000 Motor- 
wageukilometer und 169 000 Güterwagcnkiwnicter geleistet, wobei 
169 000 Personen und 60 000 t Güter befördert wurden. Der Ge- 
samtvorbriuich an Brennstoff (Gasoline) betrug während dieser 
Zeit 210 t, der Bedarf au Schmieröl 6 t.

In dorn vierjährigen Betriebe wurden folgende Betriebskosten 
ermittelt:

Pf. für den Motorwagen-km 
Unterhaltung des Wagens........................... .... 0,8
Unterhaltung der elektrischen Ausrüstung . . 0,8
Unterhaltung des Verbrennungsmotors ... 0,4
Kleinere Ersatzteile . ta . • 
Brennstoff ................................
Schmieröl
Löhne, Zugmannsehaft . . . 
Löhne, Werkstatt..................

zusammen 68,4 Pf.
Diesen Ausgaben liegen folgende Preise zugrunde: 

Brennstoff.................... ■ • • • M 0,291kg
Schmieröl ..................
Löhne, Führer .....................................
Löhne, Zugbegleiter ....... M. 360/Monat
Löhne, Werkstatt ;...........................M. 815/Monat

. . 28,8
. . 1,5
. . 25,1
. . 10,8

Kraftfahrwesen.
Die Gründung von deutschen Kraftverkehrs­

gesellschaften, die als großzügige Güterverkehrseinrichtun­
gen berufen sind, der Verkehrsnot zu steuern, hat in der letzten 
Zeit mit Unterstützung des Reichsverwertungsamtes schnelle 
Fortschritte gemacht. Von den ursprünglich 13 Kraftverkehrs- 
föntern im Reiche sind bisher 7 in private Kraftverkehrsgesell­
schaften umgewandelt worden. Die älteste ist die aus dem Kraft­
verkehrsamt Essen im Januar d. J. hervorgegangene Lastkraft­
wagen G. m. b. H. in Essen mit einem Stammkapital von einer 
Million Mark. Im Mai wurden dann die Kraftverkehrsämter in Magde­
burg und Frankfurt a. M. in die Kraftverkehrsgesellschaften m. b. H. 
Sachsen-Anhalt mit dem Sitz in Merseburg, resp. Hessen 
mit dem Sitz in Frankfurt a. M. umgewandelt. Bei dem Merse­
burger Unternehmen sind unter Berücksichtigung einer Naehgrün- 
dung ca. 1 300 000 . M. angelegt, während das Frankfurter Stamm­
kapital 900 000 M. beträgt. Im Juni wurde dann das Kraftver­
kehrsamt Hannover in die Kraftverkehrsgesellschaft Nieder- 
e a e h s e n umgewandelt, die mit einem Stammkapital von 1 750 000 
Mark arbeitet und in Bremen ihren Sitz hat. Im gleichen Monat 
entstand aus dem Kraftverkehrsamt Hamburg die Kraftverkehrs­
gesellschaft m. b. H. Nordmark mit dem Sitz in Altona und 
einem Stammkapital von 1325 000 Mark. Es folgte im Juli die 
Gründung, der Kraftverkehrsgesellschaft in. b. H. Pommern 
(bisher Kräftverkehrsamt Stettin) mit einem Stammkapital von 
1030 000 Mark und im September die Umwandlung des bisherigen 
Kraftverkehrsamtes Breslau in eine Kraftverkehrsgesellschaft 
Schlesien mit einem Stammkapital von 1 750 000 M. Die Um­
wandlung der Kraftverkehrsämter Berlin, Königsberg, Chemnitz, 
Dresden, Koblenz steht bevor.

Ein Ueberblick über die Rentabilität dieser Gesellschaften, die 
zusammen mit den noch übrig gebliebenen Kraft Verkehrsämtern das 
ganze Deutsche Reich bis auf das zunächst selbständig gebliebene 
Bayern und Württemberg erfassen, ist zurzeit noch schwer mög­
lich. Immerhin ist, es interessant, festzustellen, daß nach den 
letzten Tätigkeitsberichten elf dieser Aemier und .Gesellschaften 
rund 1600 Fahrzeuge im Betriebe hatten. Die Gesamtleistung der 
Lastkraftwagen stellte sich auf fast’800 000, die durchschnittliche 
Leistung -für den Tag auf 60—100 km.

D a s Kraftverkehrs a m t Württemberg, das dem 
Württembergischen Arbeitsministerium angegliedert ist, hat einen 
ausführlichen Geschäftsbericht herausgegeben, der sieh auf eine 
Probezeit vom 1. 7. bis 31. 8. d. J. bezieht. Der Fahrzeug-Bestand 
des Amtes, der auf 4 Fahrbereitschaften verteilt ist, setzt sieh aus 
23 Personenwagen, 105 Lastwagen von 2—5 t, 38 Anhängern, 
8 Krafträdern und 5 Spezialfahrzeugen zusammen. Obwohl die 
Prüfungszeit des Kraftverkehrsamtes in die ruhigsten Monate des 
Jahres fiel, so konnten im Juli doch bereits Aufträge von ins­
gesamt rund 10 Millionen kg (Juni 13 Millionen kg) erledigt wer­
den, Die Einnahmen beliefen sich auf 230 000 M., denen Ausgaben 
für Gehälter, Löhne, Versicherungen, Reparaturen, Betriebs­
stoffe usw. mit rund 180 000 M. gegenüberstanden. Der Bericht 
liebt hervor, daß alle am Verkehrsdienst interessierten und urteils­
berufenen Kreise der Industrie, des Handels und Gewerbes, der 
.Kommunalverbände und Behörden aller Art, insbesondere die ab­
seits der großen Bahnlinien gelegenen Betriebe ihr regstes Inter­
esse an der Einrichtung bekundeten

Fortfall der F r e i g a b e s c h e i n e für Autoberei­
fung. Mit der jetzt erfolgten Aufhebung der Gummibeschlag­
nahme ist auch die Bereifung für Kraftwagen und Motorräder 
wieder im freien Handel zu haben. Die Freigabe-Abteilung der 
..Gebil“ wurde mit dem 25. September aufgelöst. Private können 
sich daher in Zukunft wegen Beschaffung von Bereifung nicht 
mehr an diese Abteilung des Reiehsverwertungsamtes wenden, die 
auch auf noch eingehende Frei gäbe-Anträge keinen Bescheid mehr 
erteilen kann. Aller Bedarf an Bereifung ist bei den Fabrikanten 
oder Händlern zu decken.

Die Einfuhr von Kraftfahrzeugen nach Nor­
wegen hält trotz der verhältnismäßig hohen Preise weiter an. 
Aus Deutschland werden in der Hauptsache nur gebrauchte Wagen 
eingeführt, während neue Wagen vor allem aus den Vereinigten 
Staaten kommen; fast jeder,Dampfer von dort bringt 50—60 Kraft­
wagen. Nach Lastkraftwagen besteht trotz der starken Einfuhr 
immer noch große Nachfrage. Ein gewöhnlicher Zwei-Tonnen- 
Wagen stellt sich auf etwa 18 000—19 000 Kr. Ein gewöhnliches 
fünfsitziges Automobil kostet 9000 Kr. gegen 5500 Kr. vor dem 
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Kriege, kleinere elektrische.Wagen, hauptsächlich für den Stadt­
verkehr, werden mit IG 000—18 000 Kr. bezahlt. Für Motorräder 
beträgt der Durchschnittspreis 2300—2500 Kr. gegen 1300—1500 Kr. 
vor dem Kriege. (Vielfach ist jetzt ein sehr leichtgebautes Motor­
rad im Gebrauch, das sich auf nur 1300 Kr. stellt. Die gangbarsten 
Marken in Norwegen sind „Overland“, „Dodge“ und „Ford“. Wie 
sehr der Kraftwagenverkehr allein in Christiania gestiegen ist, 
geht auch daraus hervor, daß dort eine Firma gegenwärtig für 
30 000—40 000 Kr. Benzin täglich liefert gegen.6000—8000 Kr. vor 
dem Kriege.

Eine polnische Kraftwagenfabrik soll in Posen 
von der Bank Zwiazku Spolek Zarobkowych unter dem Namen 
„Allgemeine Automobilgesellschaft“ (Ogolne Towarzystwo Sa- 
mochodowe) mit einem Kapital' Von 2 Mill. Mark gegründet werden.

A m eri ka nisc h es M onöpol in d e r tsehec h o- 
slowakischen Republik. Das ausschließliche Recht zum 
Betriebe von Autobuslinien in der gesamten tscheeho-slowakischen 
Republik wurde an eine amerikanische Gesellschaft, und zwar auf 
die Dauer von 80 Jahren, vergeben. Die Eintragung der Gesell­
schaft in das Handelsregister ist bereits erfolgt.

Fluß- und Seeschiffahrt.
Hamburger Schiffsverbindungen. Die Dainpf- 

sehiffahrtsgesellschaft Kosmos in Hamburg ist mit der Wieder­
herstellung des direkten Dampferdienstes von Hamburg nach den 
Hafenplätzen der Westküste von Südamerika beschäftigt.

Den englischen Blättern zufolge wird die Wiedereröffnung des 
■regelmäßigen Sehiffahrtsdienstes zwischen Liverpool und 
II a mbürg vorbereitet.

Ein Großschiffahrtsweg längs der jütlän(li­
sch en Küste. Die deutsche Admiralität gibt bekannt, daß die 
Minensuch-Verbände längs der jütländischen Küste einen zehn 
Seemeilen breiten Großschiffahrtsweg von Minen gesäubert haben. 
Die neu geschaffene Schiffahrtsstraße verbindet in einer Langen- 
Ausdehnung von etwa sechzig Seemeilen das minenfreie Gebiet 
der inneren deutschen Bucht mit den gleichfalls minenfreicn Ge­
wässern der nördlichen Nordsee und des Skagerraks und ermög­
licht dem Schiffsverkehr auf direktem Wege den Zugang zu den 
norwegischen Häfen und den Fangplätzen der nördlichen Fisch­
gründe.

Der Ausbau der Weichsel ist eine Lebensfrage für 
Polen, deren Lösung jedoch ohne .ausländische Hilfe völlig un­
möglich ist. Bei seiner großen Bedeutung zeigt sich auch bereits 
sehr starkes amerikanisches und englisches Interesse dafür. (So­
eben ist in Warschau eine englische Schiffahrtskommission ein­
getroffen, die sich mit der Weiehselfrage beschäftigen wird. Fer­
ner wollen auch die Amerikaner in der Weiehselfrage eine Rolle 
spielen. Es sind amerikanische Bestrebungen vorhanden, den 
Ausbau der Weichsel in amerikanische Hand zu bringen. Der 
Leiter der amerikanischen Lebensmittelkommission in Danzig, 
Kapitän Abele, soll als amerikanischer Marinesachverständiger hei 
der polnischen Regierung in Danzig bleiben.

Eine Internationale Schiffahrt-, 8chiifb.au- 
sowie S c h i f f s g e we r b e aus s t e 11 un g wird unter dem 
Namen „Exposition International de Navigation y Construccion 
Navahy National de Industrias Maritimas“ im Frühjahr 1920 in 
Barcelona stattfinden.

Wiederherstellung des belgischen Kanal­
netzes. Ein Teil des Kanals, der von Mons nach Conde (Henne­
gau) führt und das Industriebecken westlich von Mons bedient, 
ist dem Betriebe wieder übergeben worden. Die erste benutzbare 
Teilstrecke führt von Mons nach Jemappe—Quaregnon—St.-Quentin. 
Das ganze Kanalnetz hofft man bis Mitte September wieder 
brauchbar machen zu können.

Die trostlosen Z u s t ä n d e in den englischen 
Häfen und die dadurch der Schiffahrt erwachsenden Verzögerun­
gen sind außerordentlich ernst, und die schnelle Abfertigung scheint 
unter den herrschenden Verhältnissen völlig ausgeschlossen. Im 
Unterhaus teilte Houston mit, daß in Liverpool an einem Tage 
45 Dampfer auf Zuteilung von Löschgelegenheiten warteten, daß 
viele dieser Dampfer 14 Tage warten mußten, und daß, wenn sie 
glücklieh am Kai lagen, dieser mit den gelöschten Frachten der 

vorher abgefertigten Dampier so vollgestopft war, daß 3 bis 4 
Wochen, ja sogar 5 bis 6 Wochen, bei dem Entladen selbst ver­
gingen.

Auch der Hafen von Dünkirchen ist zurzeit derart mit. Waren 
überfüllt, daß ihn die Regierung für jede weitere Einfuhr vorerst 
gesperrt hat.

Bergungsarbeiten der englischen Marine. 
Während der Kriegsjahre wurden von der englischen Marino-Ber- 
gungsabteilung in heimischen und außerlieimisehen Gewässern 
440 Schiffe geborgen, die mit der Ladung einen Wert von einer 
Milliarde M. darstellen. Von der gesunkenen „Laurentie“ wurden 
Goldbarren im Werte von 38,7 Mill. M. durch 'räucher aus 42 m 
Tiefe geborgen. Während des Krieges wurde vieKiwh mit Erfolg 
nach geheimen Schriftstücken versenkter deutscher Unterseeboote 
getaucht. Im Archiv der Admiralität gibt es 4 Bücher, betitelt: 
Wracks rund um das Vereinigte Königreich in Tiefen unter 20 Fa­
den. Sie verzeichnen -116 Fahrzeuge.

E ine d i r e k t e D a m p f e r v o r h i n <1 n n g R o 11 o r il a m— 
Kapstadt (über Durban) wurde von der Rotterdamer Reeder- 
firma Van der Eh & Dresselhuys hcrgostollt. Das erste Seliiff, 
„Mont Blane“, hat Rotterdam mit. einer Endung von SchJnckon wolle 
und Heringen, und acht; Passagieren bereits verlassen. Ani 15. Ok­
tober soll als zweiter Dampfer der „Zuiderdeep“ von Rotterdam 
nach Kapstadt in See gehen.

D i e L a g e d e r F 1 u ß s e h i f f n h r t i n S o w j e I r n ß 1 n n d 
ist äußerst kritisch. Der Bau neuer Fahrzeuge sowie die Instand­
setzung der alten ist in den letzten fünf Jahren fast vollständig 
eingestellt worden. Von dem GcBumtbostnud der Binnen Holte sind 
laut statistischen Bericlilen 4873 Fahrzeuge oder ungefähr 34 v. H. 
der Gesamtmenge vor 1910 erbaut, worden, 8(>29 oder 59.2 v. H. im 
Zeitraum von 1911—1915 und in den Jahren 1916/17 mir 985 Fahr­
zeuge. Für 1918/19 liegt keine Statistik vor, doch Ist tinzunehmen, 
daß keine neuen Schiffsbnulon ausgeführt wurden. Kntaslrophnl 
ist die Lago vor allem auf dom M u r j i n s k i - W a s s er w o g o. 
Einige hundert Fahrzeuge sind gesunken, von den übrigen sind 
70 v. II. beschädigt. Auf der Wolga, wo die. llolzfnhrzcugc 
fester gebaut sind, ist die Lage nicht so ernst, doch dürfte die 
Krisis auch hier nicht lange auf sieh warten lassen, Dio Er­
neuerung der Binnenflotte und die Vornahme großer Reparaturen 
duldet daher keinen Aufschub, wenn Rußland nicht beim Wieder­
aufleben seiner Industrie ohne Transportmittel daslohen soll.

Luftverkehr.
D a s R o 1 e h s a m t f ü r d n s L u ft- u'n d K r a I' t f n h r - 

wesen. Ain 1. Oktober trat das neue. ReichsverkohrsmiulHtorhiin 
in Wirksamkeit, von dem auch die Luft- und Kraftraliriingelegen- 
heiton einheitlich bearbeitet werden sollen. Das Luftwoson wird 
bereits seit dem 4. Dezember 1918 durch ein besonderes Reichs- 
luftamt behandelt, das nunmehr unter Erweiterung zu einem 
Reichsamt für das .Luft- und Kraftfuhrweseu als 3. Abteilung in 
das Reichsverkehrsministerium elugogliedorl wird, Dio Behand­
lung aller auf das l^ftverkelirswosen sich heztehonden Fragen 
sollen durch ein Luftvorkohrsgesotz geregelt worden, dessen Vor­
bereitungen im Gange sind.

Einen neuen H ö h o u w e 11 r o k o r d stellte am 13. Sep­
tember ein Reise-Flugzeug der Junkers-Werke in Dessau aal-. Das 
ganz aus'Metall hergestollto Flugzeug, das mit einem überdimen­
sionierten Höhenmotor der Bayrischen Motorenwerke von nur 
185 PS ausgerüstet ist, erreichte mit, acht Personen eine Höhe 
von 6750 m. Es wurde von dom Flugzeugführer der Junkers-Flug­
zeugwerke A.-G. M o n z geführt.

Die Hauptmerkmale dieses Junkers - Reise - Flugzeuges, 
dessen Abbildung wir bringen, hostohon in der Anwendung 
verspannungsloser, freitragender dicker Flügel sowie in der 
ausschließlichen Verwendung von Metall als Baustoff an 
Stelle der bisher verwendeten Baustoffe (Holz und Stoff), Diese 
ausschließliche Verwendung von Metall macht das Flugzeug voll­
ständig feuersicher. Etwaige Vorgaserbrände können durch Hand- 
feuerlösehvorriehtungen erstickt werden, ohne daß die anderenTeile 
des Flugzeuges gefährdet wären. Es kann auch, ohne Schaden zu 
nehmen, im Freien stehen bleiben und behält stets die Form, die es 
in der Fabrik erhalten hat. Seine Zusammensetzung und Ausein-
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II e i s e-Fl n gz e n g d e r J u n ke rs-Werke Dessa u (185 PS Höheninotor der Bayr. Motorenwerke München).

antlorlcgung sind einfach. Das Flugzeug befördert mit einem 
nur 160-pferdigen Moreedes-Motor unter gewöhnlichen. Verhält­
nissen sechs Fahrgäste nebst Gepäck mit einer Durehschnitts- 
geschwindigkeit von 170 knJStd., es kann aber auch, wie der ein­
gangs erwähnte Weltrekord zeigt, acht Personen in bisher uner­
reichte Höhen tragen.

Die Ko n v e n t i o n b e t r e f f e n d die Int e r n a t i o - 
n u l e L u t1 s e. li i f f a h r t wurde vom Obersten Rat der Friedens- 
Konferenz angenommen. Das Dokument ist sehr umfangreich und 
handelt außer anderen Dingen von der Lufthoheit, dem Luftraum 
über den Staaten und über den Terri torial-Ge wässern, vom intor- 
nationalen Luftrocht, der Nationalität, der Luftfahrer, Bestallungen 
zur Luftsehiffahrt, Bedingungen, an die sich die Er- 
t o i 1 u u g d o r E r 1 a u b n i s z u m Ueberfliegen von 
fremden Staaten knüpfen, Vorschriften, die bei Start, Lan­
dung und unterwegs zu beobachten sind, Verbote und die'Bestel­
lung einer internationalen Kommission für die Luftsehiffahrt. 
Diese Internationale Luftkonvontion —- international heißt sie mit 
Unrecht, denn Deutsehlnnd hat man vergessen — wurde nach einer 
Beratung von elf Wochen unterzeichnet von den Vereinigten 
Staaten von Amerika, Großbritannien, Frankreich, Italien, Belgien. 
Japan, Brasilien, Kuba, Griechenland, Portugal, Rumänien und 
Serbien.

D le fr a n z ö s i s e h e L u f t f a h r t Industrie hat wäh­
rend des Krieges ihre Herstellung dank der. gemachten außer­
ordentlichen Anstrengungen wie folgt gesteigert:

Es wurden Flugzeuge hergestellt: 3460 i. J. 1915, 7552 i. J. 1916, 
22 751 i. .1. 1917 und schließlich 31-219 in den ersten neun Monaten 
des Jahres 1918 — nach den Angaben des Pariser Petit Journal.

Dio französische Luftverkehrsindüstrie beschäftigte nach dem 
gleichen Blatte 12 650 Arbeiter am 1. Januar 1915, 30 960 am 1. Ja­
nuar 191G, 68 920 am 1. Januar 1917, 131 551 am 1. Januar 1918 und 
186 003 am 2. November 1918, zu Beginn des Waffenstillstandes.

Neuer Höhenrekord im Flugzeug. Aus NewYork 
kommt die Meldung, daß der Flieger Roland Rohlfs mit seinem 
Flugzeug eine registrierte Höhe von 3-1200 Fuß gleich rund 10 423 
Metern erreichte. Einzelheiten über das Flugzeug und den Flug 
selbst fehlen noch. Bewahrheitet sich diese Mehlung und wird die 
Höhe anerkannt, so hat Rohlfs damit den Höhenwellrekord über 
den englischen.Kapt. Lang (1. 1. 19 9300 m Höhe) und über den 
französischen Leutnant Casale (Juni 1919 — 10 200 m) geschlagen. 
Die niedrigste Temperatur bei Rohlfs’ Flug betrug in 10 200 m 
— 42 Grad C. Die größte überhaupt erreichte Höhe ist damit 
aber noch nicht überboten. Diese steht mit 10 800 m im Freiballon, 
31. Juli 1901 Prof. Berson mit Prof. Sil ring im Freiballon 
„Preußen“ an der Spitze.

9000 m Höhe mit einem Passagier erreichte ein 
französischer 300 PB-Bröguet-Renault-Doppeldecker. Der Welt­
rekord steht aut 9300 m (England, 1. Januar 1£19).

Nachrichtenverkehr.
Die Auslegung des geplanten Telegraphen- 

K a 1) e 1 s D e u t s e h 1 a n d—S c h w e d e n beginnt in den näch­
sten Tagen. Das Kabel wird von Stockholm nach Kampinge, west­
lich von Trelleborg, geführt, und von dort aus die Linie über 
Malmö weitergeleitet. Um den Betrieb über immer größere 
Strecken zu ermöglichen, sollen in Stockholm und Malmö Audi- 
p hon-Lampen eingeschaltet werden, durch die der Stram um 
das sieben- bis achtfache verstärkt wird. Mit Hilfe der dadurch 
entstehenden Uebertragung wird man von Berlin künftig nicht 
nur mit Stockholm, Sondern noch viel weiter sprechen können.

D e u t s c h - N i e d e r 1 ä n’d i s e h e Telegraph engesei 1- 
s ß h a f t. In der holländischen Kammer ist ein Gesetzentwurf 
eingebraeht worden, demzufolge der holländische Kolonialmiuister 
ermächtigt werden soll, an die Deutsch-Niederländische Telegra­
phengesellschaft in Köln einen Unterstützungsbetrag unter folgen­
den Bedingungen zu zahlen: Die jährliche Subvention von 375 000 
Mark, die nach der Uebereinkunft der holländischen und deutschen 
Regierung vom 24. Juli 1911 durch Holland an die Deutsch-Nieder­
ländische Telegraphengesellschaft zu zahlen ist, soll vom 3. Quar­
tal des Jahres 1914 ab zum Kurse von 59,25 fl per 100 M. um­
gerechnet werden. Dieser Betrag soll um die bereits in Gulden 
ausgezahlten Summen gekürzt werden.

Fun kenteleg ramme nach Nordamerika und. 
Spanien. Nachdem der Kabeltelegrammverkehr mit den Ver­
einigten Staaten von Amerika und mit Spanien wieder zugelassen 
ist, können Funkentelegramme nach den genannten beiden Län­
dern wieder auf den Postämtern aufgegeben werden. Im übrigen 
bleiben die bisherigen Bestimmungen in Kraft.

Die Errichtung eines deutsch Österreichi- 
s c h e n t e 1 e g r a p h i s c h e n Instituts wird in einer Denk­
schrift vorgeschlagen, die vom Telegraphen-Truppenverband 
Deutsehösterreichs im Verein mit dem Deutschösterreichischen 
Funkerverband verfaßt und dem Staatssekretär für Verkehrswesen 
überreicht wurde. Während des'Krieges hat der erwähnte Trup- 
penverband eine militärische Lehr- und Versuchsabteilung für 
Telegraphie eingerichtet, die über vorzügliche Lehrkräfte zur 
Ausbildung von Telegraphisten verfügt.

Patentberichte.
Deutsche Patente des Ei s enb a h-n wesens,

P a t e n t a n m e 1 d u n g e n : 20 e. 35. K. 60 086. — Vorriehtung 
zur gemeinschaftlichen Verriegelung und Entriegelung der Türen 
von Eisenbahnwagen mit auf- und niederklappbaren Trittbrettern. 
Friedrich Kunossy u. Aladar Hoffer, Budapest. 24. 12. 14.

20 i. 29. Sch. 55 076. — Gleisfreimeldeanlage für Eisenbahn­
züge. Walter Schneider, Karlsruhe. 24. 4. 19.

• 20 c. 35. L. 47 894. — Türschließvorrichtung; Zus. z. Patent 
291 691. Linke-Hofmann-Werke Akt.-Ges„ Breslau. 17. 3. 19.
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20 e. 16. W. 51614. — Förderwagenkupplung. Emst Will, 
Siegen i. W. 18. 10. 18.

Patenterteilungen: 20 e. 23. 315400. — Zugapparat 
mit Verbindung zwischen Zughaken und Seitenpuffern. Schwei­
zerische Industrie-Gesellschaft, Neuhausen, Schweiz. 11. 10. 18. 
Sch. 53899.

20 g. 6. 315 874. — Vorrichtung zum Betreten oder Verlassen 
des fahrenden Zuges auf Zwischenstationen. Klemens Wagner, 
Alburg bei Straubing. N.-Bayern. 9. 11. 18. W. 51 696.

Deutsche Patente des Straßenbahnwesens.
Patentanmeldungen: 20. 1. 9. S. 47 441. — Schwingen­

des Sehleifstüek für Bügelstromabnehmer. Dipl.-Ing. Hans Silber­
mann, Metgethen hei Königsberg i. Pr. 22. 11. 17.

20. 1, 21. S. 50 149. — Kupplung einer Fahrzeugaehse mit 
einer sie mit Spiel umgebenden Hohlwelle. Siemens-Sehuckert- 
werke G. in. b. H., Siemensstadt bei Berlin. 10. 5. 19.

20 f, 6. K. 68940. — Selbsttätige Nachstellvorriehtmug für 
Bremsgestände. Knorr-Bremse, Akt.-Ges., Berlin-Lichtenberg. 
20. 5. 19. ,

Patenterteilungen : 20. 1, 9. 315436. — Stromabnehiner- 
bügel. Fa. C. Conradty, Nürnberg. 18. 6. 19. C. 27 419.

20 e. 16. 315 838. — Auf Druck und Zug wirkende Kupplung 
insbesondere für Straßenbahnwagen. Wilhelm Voß, Großenhain i. S., 
Steinweg 14. 22. 11. 18. V. 14 420.

Deutsche Patente des K r a f t f a h r wese n s,
Patentanmeldungen: 46 a, 19. K. 65 079.— Verbren- 

nungskjaftmaschine. Dipl.-Ing. August Klein, Geislingen-Alten­
stadt, Lindenhof, Württ. 22. 11. 17.

46 e. 28. B. 85 732. — Anlaßelektromotor für Explosionskraft- 
maschinen. Kobert Bosch, Akt.-Ges., Stuttgart. 5. 3. 18.

Patenterteilungen: 46 a. 28; 309 226, „K.“ — V er­
fahren zum Betriebe von Verbrennungskraftinaschinen. Bauunter­
nehmungen G. in. b. H., Berlin. 17. 5. 17.

46 b. 6. 299 182. „K“. — Verbrennungsmotor, der sowohl im 
Zweitakt als auch im Viertakt gesteuert werden kann. Daimler- 
Motoren-Gesellschaft, Stuttgart-Untertürkhehn. 26. 5. 15.

46 b, 6. 308 507. „K“. — Verfahren zum Bremsen von Kraft­
wagen mit Verbrennungskraftinaschinen. Mannesmann-Mulag (Mo­
toren- und Last-wagen Akt.-Ges.), Aachen. 24. 11. 17.

Patente des L u f t v e r k e h r s w e s e n s.
Patentanmeldungen: 77h, 9. W. 51156. — Flugplatz- 

beleuehtung. Carl Wrona, Dortmund, Münsterstr. 48. 25. 7. 18.
Patenterteilungen: 77 h, 5. 315 410. — Flugzeug mit 

verspannungsfreiem Mittelstück. Allgemeine Elektrizitäts-Gesell­
schaft, Berlin. 17. 11. 16.

77 h, 9. 308 420. „K“. —Fahrgestell für Flugzeuge. Siemens- 
Sehuckertwerke G. m. b. H.,' Siemensstadt bei Berlin. 3. 11. 15.

77 h, 9. 315 459. — Vorrichtung zum Halten eines Flugzeuges 
am Boden. Ernst Paul Keller, Stollberg i. Erzgeb. 28. 7. 16.

Patente des W a s s e r v e r k e h r s w e s e n s.
Patentanmeldungen : 65a, 58. S. 44 407. — Vorrich­

tung zur Kenntlichmachung von Schiffahrtsstraßen mittels elek­
trischer Unterwasserkabel. Siemens u. Halske Akt.-Ges., Siemens­
stadt bei Berlin. 25. 9. 15.

Patenterteilungen: 46b, 18. 308495. „K“. — Vorrich­
tung zur Regelung des Einblasedruckes bei Verbrennungskraft­
maschinen für Propellerantriebe bei Schiffen. Daimler-Motoren-Ge­
sellschaft, Stuttgart-Untertürkheim. 1. 4. 17.

65 a, 81. 303 818. „K“. — Heizöl-Uebernahmeeinrichtung für 
Schiffe. Vulcan-Werke, Hamburg und Stettin, Akt.-Ges., Hamburg, 
3. 4. 17.
(Mitgeteilt von Patentanwalt Dr. Fritz W a r s eh au e r-Berlin.)

Verschiedenes.
Gemeinschaftsarbeit in der Eisenindustrie. 

Letzthin tagte in Düsseldorf der Stahlwerksausschuß des Vereins 
deutscher Eisenhüttenleute. Ein Teil der erstatteten Berichte be­
schäftigte sich mit der Frage des Einflusses des Friedensvertrages 
auf die zukünftige Stahlerzeugung Deutschlands. Andere Berichte 
behandelten die Frage der zweckmäßigsten Beheizung der Martin­
öfen zur Stahlerzeugung mit verschiedenen Arten von gas­
förmigen Brennstoffen. Gerade diese letztere Frage ist für die 
deutsche Stahlindustrie von außerordentlich großer Bedeutung 
geworden, da in Zukunft, auf Grund des Friedensvertrages damit 
gerechnet werden muß, daß der Industrie nicht mehr die frühe­
ren Kohlenmengen zur Verfügung stehen. Daher muß mit allen 
Mitteln dahin1 gearbeitet werden, bei den verschiedenen Eiscn- 
und Stahlerzeugungsverfahren mit den geringstmöglichen Bronn- 
stoffmengen auszukommen. Wie bekannt, hat, der Verein deut­
scher Eiseuhüttenleute auch eine besondere Ucberwaehinigssteric 
für Brennstoff- und Energiewirtschaft eingerichtet, die sieh 
dieser Frage ebenfalls annehmen wird.

Normung in der f ranz ös i s ch en I nd us t r i e. Die. 
französische ständige Standardisierungskommission beschäftigt 
sich zurzeit unter anderem mit der Lösung folgender Fragen: 
Vereinheitlichung der Gläser für Grubenlampen, Durchsicht der 
elektrotechnischen Bezeichnungen, Vereinheitlichung der Bezeich­
nungen für die Leistungsfähigkeit von Mascliinon sowie der Trag­
fähigkeit von Beförderungsmitteln, Vereinheitlichung in der Be­
zeichnung von Maschinenteilen

Frankreichs Wasserkräfte wurden während des 
Krieges in weitgehendem Maße ausgebaut. Während zu Beginn 
des Krieges nur 600 000. PS. zur Verfügung standen, waren es 
1918 schon weit über eine Million. Nur Skandinavien und Kanada, 
mit je etwa 1 700 000 PS. stehen vor Frankreich. Für die deutsche 
Industrie sind diese Zahlen sehr vielsagend, denn auch bei uns 
wird es darauf ankommen, alle Wasserkräfte voll auszunulzeii.

Personalnachrichten.
Preuße m Reglernngsbaumeistor T o t z 1 a f f von der Eisen­

bahn-Direktion Berlin ist in das Ministerium für öffentliche Ar­
beiten .berufen worden, wo er als Hilfsarbeiter in der mm ge­
gründeten Abteilung Via für Brennstoff vor Wertung und elektrische 
Zugförderung tätig sein wird.

Regierungs- und Baurat Dr. phil. Arthur Schmitz, Vorstand 
des Betriebsamtes Coesfeld/Westf., hat auf Grund seiner Arbeit: 
„Die Unterkettung und Lagerung des Quorschwelieuglcises“ die 
Würde, eines Dr.-Ing. der Tocliu. Hochschule in Dresden erlangt.

Die Staatsprüfung haben bestanden: die Regierungsbaufülirer 
Wilhelm Werner (Wasser- und Straßonimufach); — Max Ju­
ra se-h und Erwin Schoch (Eisenbahn- und Straßenbau fach).

Württemberg. Der Eisenbahnbauinspektor Wilhelm 
S e h 1 i e r h o 1 z in Stuttgart ist gestorben.

Bücherschau.
Technischer Literatur-Kal e n d e r 1 9 2 0. Anfang 

1920 soll im Verlage R. Oldcnbourg, München und Berlin, die 
2. Ausgabe des Technischen Literatur-Kalenders erscheinen. Sie 
soll im Anhang eine TJebersiclit enthalten, die die Namen der auf 
einem umgrenzten technischen Gebiete, und zwar nicht nur in 
Buchform, sondern auch durch Mitarbeit an Zeitschriften tätigen 
technischen Schriftsteller des deutschen Sprachgebiets gemäß ihren 
eigenen Angaben zusammenstellt. Die schon in der ersten Aus­
gabe verzeichneten Autoren erhalten die Fragebogen zur Ergän­
zung unaufgefordert zugesandt. Fehlende technische Schriftsteller 
■wollen sich im Interesse der Vollständigkeit des Werkes mit der 
Sehriftloitung, Oberbibliothekar Dr. O 11 o , Bering W 57, Biilow- 
straße 74, in Verbindung setzen.

FRANKFURTER BILLET WERKE
HORST SCHWARZ 6.W.LEHDER Kgl FRANKFURT AM MAIN 

■■■■IM
Spezialfabrik zur Herstellung von Fahrtausweisen für Klein- und Straßenbahnen sowie allen sonstigen numerierten Drucksachen 
insbesondere auch Massenauflagen von Prospekten. — Lieferanten von Behörden und Verkehrsunlerntehmen'
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